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Die veréffentlichten Papiere sind Zwischen- bzw. Arbeitsergebnisse der Forschungsnehmer. Sie spiegeln
nicht notwendig Positionen der Auftraggeber oder der Ressorts der Bundesregierung wider. Sie stellen
Beitréige zur Weiterentwicklung der Debatte dar.

Die Autorin dankt Klaus Jacob und Stefan Werland fiir die hilfreichen Kommentare zu den vorherigen
Entwurfsfassungen dieses Papiers

Zitationsweise: Graaf, L. (2015): Positionen und Begriindungen zu Instrumenten der Ressourcenpolitik.
Eine Akteursanalyse. Debattenanalyse im Projekt Ressourcenpolitik: Analyse der ressourcenpolitischen
Debatte und Entwicklung von Politikoptionen (PolRess). www.ressourcenpolitik.de
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1. Einleitung und Ziel der Akteursanalyse

Die Notwendigkeit einer Steigerung der Ressourceneffizienz wird von nahezu allen Akteuren aus Politik,
Industrie, Zivilgesellschaft sowie der wissenschaftlichen Beratung betont. Allerdings gibt es keinen Kon-
sens dariber, mit welchen Ansatzen und konkreten Politikinstrumenten dies erreicht werden soll.

Das Ziel der vorliegenden Akteursanalyse ist es, eine Ubersicht (iber die Forderungen nach bzw. Ableh-
nung von konkreten Ressourcenpolitikinstrumenten zu schaffen, wie sie in der 6ffentlichen Debatte der
letzten Jahre vorgebracht wurden. So soll aufgezeigt werden, welche Politikinstrumente fir welche Ak-
teure aus welchen Griinden zustimmungsfahig sind und warum andere Instrumente abgelehnt werden.

Die vorliegende Akteursanalyse baut auf einer im Rahmen des PolRess-Projektes durchgefiihrten Debat-
tenanalyse auf. In dieser wurden die Diskurse der Ressourcenpolitik identifiziert (Jacob et al. 2013). Auch
hier wurden bereits AuBerungen zu bestimmten Politikinstrumenten erhoben, jedoch ging es in erster
Linie um die Ziele, Erwartungen und Positionen der Akteure. In der vorliegenden Akteursanalyse stehen
hingegen die konkreten Politikinstrumente im Vordergrund.

In Kapitel 2 wird zunachst das methodische Vorgehen dargestellt. Dies beinhaltet auch die Auflistung
und Klassifizierung der betrachteten Akteure. Weiterhin werden die betrachteten Instrumente darge-
stellt und systematisiert. In Kapitel 3 wird die Auswertung der analysierten Quellen berichtet. Hier wer-
den die Begriindungen fiir bzw. gegen konkrete Politikinstrumenten zur Steigerung der Ressourceneffi-
zienz beschrieben. In Kapitel 4 steht ein Fazit und Handlungsempfehlungen fir ProgRess Il. Der Anhang
(Kapitel 5) enthilt das Analyseraster sowie eine Ubersicht der ausgewerteten Quellen.

2. Methode

Die Analyse basiert auf der Auswertung der schriftlich festgehaltenen Positionen der Akteure, wie sie in
Stellungnahmen, Positionspapieren, wissenschaftlichen Studien, Strategien oder offiziellen Drucksachen
vorgebracht wurden (vgl. Uberblick der ausgewerteten Quellen im Anhang). Hierfiir wurde neben einer
Google-Suche (Stichwortsuche , Akteur X + Ressourceneffizienz”) die Publikationen auf den entspre-
chenden Webseiten des jeweiligen Akteurs analysiert, um ggf. Positionen zum Thema zu finden, die
nicht mit ,Ressourceneffizienz’ Gberschrieben sind (z.B. Kreislaufwirtschaft etc.) (bis einschl. 2011, falls
auf der Website vorhanden).

Die Kategorisierung der Stellungnahmen nach Akteursgruppen erfolgt anhand der Selbstzuschreibung
der Akteure, wie sie z.B. auf der eigenen Website festgehalten ist. Die Auswahl der Akteure beruht auf
der Einschatzung der Verfasserin hinsichtlich der Relevanz des Akteures fiir die jeweilige Akteurskatego-
rie fur die Ressourcenpolitik in Deutschland. Dabei orientiert sie sich auch an den bereits durchgefiihr-
ten Debattenanalysen zum Thema Ressourcenpolitik sowie der Akteursanalyse zum Thema Indikatoren
(Jacob et al. 2014).

Bei der Analyse wurden Akteure aus den folgenden Kategorien beriicksichtigt: 1) Wissenschaftliche Be-
ratung, 2) (Umwelt-)NGOs, 3) Unternehmen und Unternehmensverbande, 4) Parteien, 5) Gewerkschaf-
ten, 6) Bundeslander, 7) Kommunen (vgl. ausfiihrliche Auflistung in Kap. 3). Die Kategorien dienen dabei
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als Suchraster um ein breites Spektrum an Akteuren zu identifizieren; sie stellen keine analytische Kate-
gorie dar. Es werden keine Schlussfolgerungen angestrebt um von der Zugehorigkeit zu der einen oder
anderen Kategorie auf die Position zu schlieBen oder diese zu erklaren.

Die Quellen mit den Positionen der Akteure wurden auf der Grundlage eines Analyserasters systema-
tisch erfasst (vgl. Analyseraster im Anhang). Dabei wurden nicht nur die Positionen zu konkreten Politik-
instrumenten aufgenommen, sondern auch die (sofern vorhanden) zugrunde liegende Argumentation.
Dartiber hinaus wurde erhoben, ob der Vorschlag gemeinsam mit einem anderen Akteur, und wenn ja,
mit wem gemacht wurde. Der Untersuchungszeitraum erstreckt sich von Friihjahr 2011 bis Januar 2015.
So konnte auch auf die Stellungnahmen wahrend der EU-Konsultation zum RE-Fahrplan sowie zum
Deutschen Ressourceneffizienzprogramm (ProgRess) zurtickgegriffen werden.

Nicht ausgewertet wird die Haufigkeit oder das Gewicht der Argumente bzw. der sie vertretenden Ak-
teure (im Sinne einer Abstimmung). Die Machtdimension bzw. der unterschiedliche Einfluss der Akteure
soll an dieser Stelle nicht abgebildet werden. Ob es schwerer wiegt, dass ein Instrument von den Indust-
rieverbanden, einem einzelnen Industrieverband, einem Akteur der wissenschaftlichen Beratung oder
den NGOs gefordert oder abgelehnt wird, wird hier nicht analysiert. Was die Analyse leistet, ist eine
qualitative Auswertung der Argumente der Akteure, um die Griinde fiir eine Befiirwortung oder Ableh-
nung eines Politikinstruments nachzuvollziehen.

Nachfolgend werden zunachst die betrachteten Akteursgruppen, etwaige Besonderheiten bei der Erhe-
bung, sowie die Liste an Politikinstrumenten dargestellt.

Welche Akteure und Akteursgruppen wurden betrachtet?

Die einzelnen Akteure, deren Stellungnahmen zu Instrumenten der Ressourcenpolitik erhoben wurden,
sowie deren Akronyme, sind nachfolgend aufgelistet. Ausgangspunkt der Recherche waren die Akteurs-
gruppen; innerhalb derer wurden Akteure von Einzelakteuren bis hin zu Verbanden und Netzwerken
einbezogen.

Bei der Auswertung der Quellen ist zu beriicksichtigen, dass sowohl die Haufigkeit von Stellungnahmen
zur Ressourcenpolitik als auch die Instrumentenkategorie durch politischen Prozesse bzw. die politische
Agenda auf nationaler, europdischer und internationaler Ebene bestimmt ist. So wurde im Zuge der
Formulierung von ProgRess sowie dem EU-Ressourceneffizienz-Fahrplan (beides 2011) jeweils zu einer
breiten Kommentierung eingeladen. Entsprechend zahlreich und detailliert sind hier die Stellungnahmen
der Akteure, die sich daran beteiligt haben. Nach Ende der Konsultationen ist die Dichte und vor allem
Detailliertheit von Stellungnahmen zu Ressourcenpolitikinstrumenten deutlich geringer geworden, auch
wenn sich immer wieder Positionspapiere inklusive Forderungen zur Ausgestaltung der Ressourcenpoli-
tik finden lassen. Auch lasst sich feststellen, dass der 2011 noch hoch auf der Agenda stehende Roh-
stoffsicherheitsdiskurs derzeit (Februar 2015) nicht mehr von der gleichen Brisanz ist, da sich die Situati-
on an den Rohstoffmarkten deutlich entspannt hat. Es kann vermutet werden, dass dies auch die Forde-
rungen nach konkreten Politikinstrumenten beeinflusst.
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Die in der Kategorie wissenschaftliche Beratung analysierten Akteure sind die folgenden:

FOS* Forum 6kologisch soziale Marktwirtschaft
RNE Rat fuir nachhaltige Entwicklung

SRU Sachverstandigenrat fir Umweltfragen
UBA Umweltbundesamt

Von RNE und SRU wurden die Sondergutachten, die Empfehlungen fiir die Ressourcenpolitik enthalten,
ausgewertet. Bei FOS und UBA wurden nur als ,,Positionspapiere” gekennzeichnete oder im Rahmen der
Konsultation zu ProgRess und/oder der EU Ressourceneffizienz-Roadmap eingereichte Vorschldge aus-
gewertet.

Aus der Gruppe der (Umwelt- )NGOs wurden folgende Akteure analysiert:

AK Rohstoffe

BUND Bund fiir Umwelt und Naturschutz Deutschland
DNR Deutscher Naturschutzring

EEB European Environmental Bureau

FoEE Friends of the Earth Europe

Misereor (Hilfswerk der katholischen Kirche)

NABU Naturschutzbund Deutschland

Neben den groRen deutschen Umweltverbanden sowie dem entwicklungspolitischen Verband Misereor,
wurden FoEE und EEB, als zwei europdische Dachverbande der Umwelt-NGOs, in die Auswertung einbe-
zogen. Beide hatten sich zur Konsultation des EU Fahrplans gemeinsam gedullert. Von den deutschen
NGOs sind bei EEB u.a. DNR, DUH (Deutsche Umwelthilfe) sowie der BUND vertreten; bei FOEE vertritt
der BUND die deutschen NGOs.

Von den Unternehmen und Unternehmensverbande wurden folgende Akteure in die Auswertung ein-

bezogen:

Aurubis

BAK Bundesarchitektenkammer

BDE Bundesverband deutscher Entsorgungs-, Wasser und Rohstoffwirtschaft
BDI Bundesverband der deutschen Industrie

BITKOM Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medien
DIHK Deutsche Industrie- und Handelskammer

VCl Verband der Chemischen Industrie e.V.

VDA Verband der deutschen Automobilindustrie

VDI-ZRE Verein Deutscher Ingenieure — Zentrum Ressourceneffizienz

VDMA Verband Deutscher Maschinen- und Anlagen

VZ0O Zentralverband Oberflachentechnik

ZDB / Bauindustrie | Zentralverband Deutsches Baugewerbe / Hauptverband der deutschen Bauin-

Yn der Satzung des FOS (§ 3 Zweck des Vereins) wird die wissenschaftliche Arbeit des Vereins betont; entsprechend erfolgt hier
die Zuteilung zu den wissenschaftlich beratenden Akteuren (und nicht zu den NGOs) (vgl. FOS-Website > Uber uns > Satzung).
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In der Kategorie Parteien werden AuRerungen zum Thema Ressourcenpolitik von den Fraktionen aufge-
nommen, die im Deutschen Bundestag vertreten sind (Stand Februar 2015). Dariber hinaus wird das
Sondervotum ,,Handlungsempfehlungen” der Projektgruppe 3 der ,,Wachstums, Wohlstands, Lebens-
qualitat“-Enquete, die im Juni 2013 ihren Abschlussbericht vorlegte, als Quellen in die Analyse einbezo-
gen (WWL 19926ff). Das Sondervotum, welches eine Vielzahl an konkreten Ressourcenpolitikinstrumen-
ten enthilt, wurde von SPD und Biindnis 90/Griine, unter Beteiligung von Sachverstandigen?, formuliert.

Cbu/csu Unionsparteien

B90/G Blindnis 90/ Die Griinen

LINKE DIE LINKE

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands

WWL Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages ,,Wachstum, Wohlstand,
Lebensqualitat” (Sondervotum ,Handlungsempfehlungen” der Projektgruppe
3)

Von den Gewerkschaften wurden Folgende in die Analyse aufgenommen:

DGB Deutscher Gewerkschaftsbund

IG Bau Industriegewerkschaft Bauen Agrar Umwelt

IG BCE Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie
IG Metall Industriegewerkschaft Metall

Zwar betonen die Gewerkschaften die Bedeutung von Ressourceneffizienz, jedoch sind in dieser Ak-
teursgruppe kaum Forderungen hinsichtlich konkreter Politikinstrumente zu finden (Zeitraum der Ana-
lyse: 2011-2015, falls Pressmitteilungen / Positionspapiere bis zu diesem Zeitpunkt auf der Website vor-
handen sind).

IG BCE hat gemeinsam mit dem VCI und der Bundearbeitsgeberverbrand (BAVC) die Nachhaltigkeitsiniti-
ative ,,Chemie3“ gegriindet®. Darin wird die Orientierung an den drei Siulen der Nachhaltigkeit betont,
jedoch nicht auf konkrete Instrumente der Ressourceneffizienz eingegangen. Allgemein sprechen die
Gewerkschaften sich gegen einseitige, Gberfordernde klima- und umweltpolitische Zielsetzungen in
Deutschland und Europa aus, da diese angesichts globaler Markte nicht zu einer Verbesserung flihren
wiirden und Umweltbelastungen nur verschoben wiirden (IG BCE et al. 2013)>.

Die IG Metall hat 2009 einen Leitfaden ,Ressourceneffizienz erhdhen und Arbeitsplatze sichern” heraus-
gegeben, der vom Wuppertal Institut erstellt wurde. Darin werden die Kernstrategien aus MaRess auf-
gezahlt (vgl. Kristof/Hennicke 2010), jedoch wird dies fiir die vorliegende Akteursanalyse nicht als eine
konkrete Forderung der IG Metall gewertet. In einem Beitrag auf der Website ,, Ressourceneffizienz —
entscheidender Beitrag zur Energiewende” wird lediglich allgemein betont, dass Ressourceneffizienz ein
entscheidender Wettbewerbsfaktor der Industrie sei und nicht nur aus 6kologischen Griinden notwen-

2 prof. Dr. Ulrich Brand, Dietmar Hexel, Prof. Dr. Martin Janicke, Michael Muller und Prof. Dr. Uwe Schneidewind.

* www.chemiehoch3.de
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dig. AuBerdem wird die Bedeutung der Mitbestimmung der Beschaftigten fir Innovationsprozesse her-
ausgestellt. Die wenigen konkreten Forderungen werden nachfolgend in Kapitel 3 zu den Positionen der
Akteure aufgenommen.

Nachfolgend werden zwei Akteursgruppen aufgefiihrt, bei denen beide keine konkreten Forderungen
gefunden wurden. Da auch die Enthaltung ggf. ein interessanter Befund ist, werden sie dennoch kurz
vorgesellt.

Bei den Bundeslandern wurden Baden-Wirttemberg und Nordrhein-Westfalen analysiert, die auf Lan-
derebene als Vorreiter im Bereich der Ressourceneffizienzpolitik gelten. In beiden Landern gibt es Aktivi-
titen hinsichtlich der Ausarbeitung einer Landesstrategie zur Steigerung der Ressourceneffizienz* — je-
doch liegen noch keine 6ffentlich verfligbaren Dokumente vor, in denen konkrete Instrumente benannt

werden.
BaWi Baden-Wiirttemberg
NRW Nordrhein-Westfalen

Um die Positionen der Kommunen in die Analyse mit aufzunehmen, wurden die kommunalen Spitzen-
verbande hinsichtlich konkreter Forderungen zu Ressourceneffizienz-Instrumente analysiert. Jedoch
duBern sich die kommunalen Spitzenverbande in keinem ihrer Positionspapiere zum Thema Ressour-
ceneffizienz oder stellen Forderungen beziiglich bestimmter ressourcenpolitisch erwiinschter Instru-
mente”.

Deutscher Landkreistag
DST Deutscher Stadtetag
DStGB Deutscher Stadte- und Gemeindebund

Im nachsten Kapitel geht es nun um die Begriindungen fiir oder gegen die konkreten Instrumente, die in
den Positionspapieren und Stellungnahmen der aufgefiihrten Akteure benannt werden.

* In BaWii wurde im Mai 2014 die ,Akteursplattform Ressourceneffizienz Baden-Wirttemberg” vom Umweltminister ins Leben
gerufen. Diese soll in den kommenden zwei Jahren einen Fahrplan erarbeiten, inklusive der Benennung der vordringlichen
Handlungsfelder sowie konkreter Instrumente (BaWu 2013); auch in NRW werden derzeit Ressourceneffizienz-relevante Stra-
tegien erarbeitet: neben der Umweltwirtschaftsstrategie auch ein 6kologischer Abfallwirtschaftsplan. Auch hier sind zum Stand
der Ausarbeitung der Akteursanalyse (Februar 2015) keine konkreten Instrumente zu finden. Ziel ist es im Sommer 2015 mit der
Umsetzung zu beginnen. Beim Okologischen Abfallwirtschaftsplan, der ,wichtige[r] Baustein fiir [die] neue Umweltwirtschafts-
strategie” (NRW 2014) ist fand eine Offentlichkeitsbeteiligung bis Juli 2014 statt. Der Entwurf wurde dann dem Landtag zuge-
stellt (auf der Website ist der Entwurf jedoch nicht mehr einsehbar).

® zwar wird das Thema »Innovationsmanagement, Energie und Ressourceneffizienz als Handlungsfeld kommunaler Wirtschafts-
forderung” teilweise erkannt (vgl. Vortrag auf dem Forum dt. Innovationsférderer 2013:
http://www.staedtetag.de/fachinformationen/wirtschaft/067789/index.html ). Auch gibt es ein Netzwerk ,Rohstoffquel-
le:Produkt”. In den ,,Forderungen an das EU Parlament” des Bundesverbands der kommunalen Spitzenverbande (DST et al.
2014) werden Erneuerbare Energien / Energieeffizienz angesprochen, nicht aber das Thema Ressourceneffizienz.
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3. Positionen zu Instrumenten der Ressourcenpolitik

Welche ressourcenpolitischen Instrumente werden von wem, aus welchen Griinden beflirwortet? Aus
welchen Griinden werden sie abgelehnt? Durch die Erhebung der Positionspapiere und Stellungnahmen
der analysierten Akteure ergibt sich zunadchst eine lange Liste an ressourcenpolitischen Instrumenten,
die nachfolgend nach den Interventionspunkten entlang der Wertschépfungskette kategorisiert wird.
Die Zuordnung zu einem Interventionspunkt ist haufig nicht eindeutig moglich, was jedoch fir die Analy-
se der Begriindungen keine Konsequenzen hat. Haufig ist auch die konkrete Ausgestaltung (z.B. Hohe
der Steuern, Geltungsbereich der Regulationen, usw.) nicht direkt erkennbar. Zustimmung ist also nicht
gleich Zustimmung, sondern meist an Bedingungen zur Ausgestaltung geknlpft, welche sowohl inner-
halb einer Akteursgruppe, als auch liber verschiedene Gruppen hinweg variiert. Sofern sich die Akteure
dazu geduBert haben, ist dies in den Unterabschnitten spezifiziert.

Ubersicht 1: Liste der von den analysierten Akteuren benannten konkreten Ressourcenpolitikinstrumente (inkl. der
Nennung in ProgRess)

Liste der von Akteuren genannten konkreten Ressourcenpolitikinstrumenten (inkl. ggf. der Nennung in ProgRess)
Rohstoffextraktion, -aufbereitung und -handel

Zertifizierung der Rohstoffgewinnung (Einbindung von Kriterien zu Umweltwirkungen und den sozialen Auswirkungen) > Pro-
gRess (HA 10; HA 20)

Unterstitzung EITI >ProgRess (HA 10)
BGR-Fingerprint (= Herkunftsnachweis) >ProgRess (HA 10)

Umwelt- und Sozialstandards in Rohstoffpartnerschaften und bilateralen EZ-Vorhaben der Rohstoffextraktion > ProgRess (HA 1,
HA 20)

Reform des BbergG / Raumordnung (Integration von RE-Aspekten) > Prifauftrag: ProgRess (HA 18)

Verbot von Minen die Mindeststandards nicht einhalten

Gesetzlich verankerte Sorgfaltspflichten fir Unternehmen aus dem Rohstoffsektor und Finanzdienstleister/ Investoren
Folgenabschatzung fir bilaterale Handelsabkommen

Offentliche Kreditvergabe fiir Rohstoff-Vorhaben an die Einhaltung von Sozial- und Umweltstandards kniipfen
Rohstoffstrategien auf Ebene der Bundeslander erarbeiten

Internationale Exportrestriktionen abbauen

Begrenzung von Rohstoffspekulationen (Derivatehandel regeln, Berichtspflicht fiir Rohstoffhandler)
Transaktionssteuer auf Rohstofftermingeschafte (EU-Ebene)

Transparente und demokratische Weiterentwicklung der dt. Rohstoffstrategie

Produktgestaltung

RE in der Okodesign-Richtlinie (inkl. Sekundiarmaterialanteil, Haltbarkeit, Recyclierbarkeit, Reparierbarkeit, Wiederverwendbar-
keit) > ProgRess (HA 6, HA 15)

Dynamische Produktstandards (z.B. Top-Runner)> ProgRess (HA 9, HA 20)

Integration von RE-Aspekten in die 6ffentliche Beschaffung > ProgRess (HA 11)

Einbezug von RE-Belangen in die Normung / Fortschreibung Normungsstrategie > ProgRess (HA7)
Ausarbeitung und Einfihrung spezifischer Normen fiir RE > Priifauftrag: ProgRess (HA7)

Internationaler Umwelttechnologietransfer > ProgRess (HA 19)

Exportnetzwerk Ressourceneffizienz > Prifauftrag: ProgRess (HA 19)

Innovationsférderprogramme fir KMU > ProgRess (HA 4)

Forderung von Leuchtturmprojekten, Demonstrationsprojekten und Erstanwendungen > ProgRess (HA 4, HA 9)
Substitutionsquoten
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Liste der von Akteuren genannten konkreten Ressourcenpolitikinstrumenten (inkl. ggf. der Nennung in ProgRess)
Innovationspartnerschaften

Steuerliche F&E-Forderung

Verbindliche Ziele fiir Einzelhandel fiir Oko-label Produkte

Baustoffsteuer

Verbot von Um- oder Mehrverpackungen

Getrankeverpackungssteuer

Produktionsprozesse

Effizienzberatung von Unternehmen > ProgRess (HA 3)

RE-Kompetenz in Aus- und Weiterbildung verankern > ProgRess (HA 8)
Verscharfung der Umweltstandards in der Produktion > ProgRess (HA 4)
Ressourcensteuern

Nachfrage / Konsum / Nutzung

Labels / Produktinformationssysteme fuir RE (allgemein)> ProgRess (HA 9, HA 15)

Weiterentwicklung Blauer Engel

Langere Gewahrleistungspflichten > Priifauftrag: ProgRess (HA 15)
Abbau von Subventionen die einen Anreiz fir die verstarkte Nutzung von Ressourcen geben > Prifauftrag: ProgRess (HA 16)

Steuerliche Anreize fiir ressourceneffiziente und vollstéandig recyclierbare Produkte (z.B. reduzierter MwSt-Satz).
Dematerialisierungsanséatze fordern (z.B. Telearbeit, Nutzen statt Besitzen)

Entsorgung / Recycling

Weiterentwicklung Produzenten- / Produktverantwortung unter Ressourcenschutzaspekten > ProgRess (HA 12)
Wertstofftonne einfiihren > ProgRess (HA 12)

Verhinderung illegaler Exporte (z.B. Ausfuhrkontrollen ausweiten, Umkehr der Beweislast ...) > ProgRess (HA 14)
Zertifizierung auslandischer Recyclinganlagen > Priifauftrag: ProgRess (HA 10)

Riickgabepflichten fiir best. Produkte (Verbraucher, z.B. Pfand)
Mindeststandards fiir alle Stufen der Entsorgungskette

Gewichtsbasierte Gebilihrenordnung bei Abfall

Ambitionierte Recyclingquoten

Materialspezifische Recyclingquoten

Quoten fir die stoffliche Nutzung / Vorrangnutzung vor energetischen

Marktanreize fur Sekundarmaterial

Vorbehandlungsgebot fiir alle Siedlungsabfalle

Einfihrung eines Wertstoffgesetzes zur Forderung von Urban Mining

nachgelagerte Ressourcenabgaben auf Produkte

Steuer auf Millverbrennung

Management / Unternehmensberichterstattung

Starkere Verbreitung von EMAS > ProgRess (HA 5)

Kennzahlen und Benchmarking-Systeme > ProgRess (HA 15)

Ressourcenaspekte als Key Performance Indicator in Unternehmensberichterstattung
RegelmaRige Beratung zu den Ressourcenverbrauchen zw. Unternehmensleitung und Betriebsrat
Sonstiges (Internationales, Institutionen)
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Liste der von Akteuren genannten konkreten Ressourcenpolitikinstrumenten (inkl. ggf. der Nennung in ProgRess)
Internationale Konvention zum Schutz der natlirlichen Ressourcen > ProgRess (HA 20)

Integration von RE-Aspekten in bestehende Rechtsgebiete (z.B. KrWG, BImSchG, UVP, Umweltauditgesetz, Baugesetz/BauG)
Raumplanungs-vorschriften) > Prifauftrag: ProgRess (HA 18) (alle)

Wissenschaftliches Ressourcenpanel (dhnlich IPCC)

internationale Rohstoffagentur unter UN-Aufsicht

Aufbau eines Eurostat Daten Centres zu Produkten und natirlichen Ressourcen
Ressourcenschutzbeirat fir die B'Reg

Ressourcenschutzbelange im Welthandelsrecht integrieren
Ressourcenstammgesetz

Nachfolgend werden die Begriindungen der Akteure fiir und gegen bestimmte Instrumente nach den
Interventionspunkten in der Wertschdpfungskette dargelegt.

... zur Rohstoffextraktion, -aufbereitung und -handel

In dieser Kategorie werden solche Instrumente aufgefiihrt, die darauf abzielen, die Rohstoffextraktion, -
aufbereitung und den Rohstoffhandel so auszugestalten, dass 6kologische und soziale Kriterien besser
Bericksichtigung finden.

Flr die Zertifizierung der Rohstoffgewinnung (ProgRess HA 10, 20) sprechen sich viele Akteuren Gber

verschiedene Akteursgruppen hinweg explizit aus (RNE, SRU, AK Rohstoffe, DNR, Misereor, alle Partei-
en). Sie sehen darin eine Moglichkeit, die Absatzmaoglichkeiten fiir Rohstoffe aus illegalem sowie nicht
umwelt- und sozialvertraglichem Abbau zu verringern und letztlich zu einer nachhaltigeren Abbauweise
beizutragen (SRU). Unterschiede ergeben sich hier in der Ausgestaltung der Zertifizierung. Wahrend
CDU/CSU eine freiwillige Zertifizierung beflirworten, wollen RNE, B90/G und SPD (B90/G, SPD Plenar-
sdebatte, WWL) eine projektbasierte, verpflichtende Offenlegung, nur so sei ,,echte Transparenz” zu
erreichen; beispielgebend sei der Dodd-Frank Act (WWL 20654, RNE 2015). Der SRU betont als einziger
auch die Notwendigkeit der Zertifizierung des Kleinbergbaus, weil besonders dort haufig unter nicht
nachhaltigen Bedingungen produziert und Zertifizierungen insbesondere dort zu einer deutlichen Ver-
besserung 6kologischer und sozialer Bedingungen flihren kénnten (SRU). Von den Unternehmen gibt es
keine expliziten Beflirworter einer Zertifizierung. Explizit dagegen, vor allem gegen nationale Ansatze,
spricht sich BITKOM aus. Eine (nationale) Zertifizierung sei zu teuer und praktisch unmaoglich. Als Alter-
native zu nationalen Zertifizierungsansatzen schlagt BITKOM konkret die Electronic Industry Citizenship
Coalition (EICC) vor (BITKOM 2011), ein privater, freiwilligen ,Code of Conduct’, dem tber 100 internati-
onale Unternehmen der Elektronikindustrie angeh6ren und der Standards zu 6kologischen, sozialen und
ethischen Fragen festschreibt. Im EICC-Code ist keine third-party Verifizierung der Einhaltung der Stan-
dards vorgesehen (EICC 2014).

Die BAK sowie der BDI betonen auflerdem, dass keine gesonderte Zertifizierung im Baubereich notig sei,
da es schon zahlreiche etablierte internationale und ein nationales Zertifizierungssystem fir nachhalti-
ges Bauen gebe (BDI 2011/ProgRess, BAK 2011).

Hinsichtlich der freiwilligen Transparenzinitiative EITI, fir deren Unterstiitzung sich die Bundesregierung

in ProgRess ausspricht (ProgRess HA 10), dulRern sich auch RNE und BDI positiv (RNE hélt dies allerdings
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nicht flr ausreichend, s.o.). So sei die transparente Verwendung von Rohstoffeinnahmen fiir die nach-
haltige Entwicklung der Férderlander sowie fiir eine langfristige und stabile Rohstoffversorgung
Deutschlands eine wichtige Voraussetzung. Es solle aber sichergestellt werden, dass im deutschen EITI-
Berichtsstandard die Transparenzanforderungen nicht gegen nationale Wettbewerbsregelungen ver-
stoBen (kartellrechtlich untersagt sind bspw. Informationen iber Produktionsmengen, Marktanteile,
Angebotsabgaben) (BDI 2015). B90/G hilt den Ansatz, Transparenz in die Zahlungsstréme zwischen Roh-
stoffkonzernen und Regierungen zu bringen zwar fiir unterstitzenswert, er konnte eine verbindliche
Regulierung aber nur punktuell ersetzen (B90 Rohstoffstrategie). Im Sondervotum der WWL Enquete
wird neben der Zertifizierung der Rohstoffgewinnung auch eine Zertifizierung von Handelsketten von
bestimmten kritischen Rohstoffen gefordert. Dabei wird auf das Pilotverfahren der BGR (BGR-
Fingerprint) (ProgRess HA 10) verwiesen (WWL 20640). Auch der SRU sieht in dem vom BGR entwickel-
ten chemisch-mineralogischen Fingerprint ein wichtiges Instrument zur Uberpriifung der Herkunft, wo-

bei derzeit die Kosten noch sehr hoch seien (SRU).

Von verschiedenen Akteuren aus wissenschaftlicher Beratung (SRU), Umwelt-NGOs (Misereor) und den
Parteien B90/G sowie der WWL Enquete wird auRerdem die Notwendigkeit betont, auch in Rohstoff-
partnerschaften und bilateralen EZ-Vorhaben der Rohstoffextraktion Umwelt- und Sozialstandards fest-

zuschreiben (ProgRess HA 1, 20). So kénnte die Wertschépfung vor Ort gesteigert, die lokale Bevolke-
rung beteiligt und der Schutz endlicher Ressourcen geférdert werden (WWL). Die LINKE spricht sich ge-
gen Rohstoffpartnerschaften wie der mit Kasachstans aus (Linke Plenarprotokoll), genauere Aussagen
liegen nicht vor (Linke Plenarprotokoll).

Der Priifauftrag in ProgRess zur Integration von RE-Aspekten im BbergG und Raumordnung (ProgRess

HA 18) wird von den Akteuren der wissenschaftlichen Beratung explizit von SRU und UBA, sowie von
DNR und von B90/G unterstitzt (die CDU/CSU schlieRt sich dem Priifauftrag an). Eine Reform wird ge-
fordert, weil zwar auch derzeit Umweltbelange theoretisch (liber § 48 Absatz 2 Satz 1) als ,,iiberwiegend
offentliche Interessen” als Grund herangezogen werden kénnen, die Zulassung eines bergbaulichen
Vorhabens zu verhindern — jedoch sei diese Rechtsstellung von Naturschutzbelangen nur schwach (SRU,
UBA) und eine Priifung nicht explizit vorgesehen (SRU, UBA, DNR 2014). Der SRU schlagt vor ,,ein Primat
zur Konfliktvermeidung” zu etablieren, wobei je abhangig von der Schwere des bergbaulichen Eingriffs in
die Umwelt eine Genehmigung an besondere Bedingungen zum Nachweis eines Bedarfs gekniipft wer-
den solle (SRU, einen Bedarfsnachweis fordert auch der DNR). Das UBA fordert dartiber hinaus die Strei-
chung der sogenannten Rohstoffsicherungsklausel (§ 48 Absatz 1 Satz 2), da diese im Zielkonflikt mit
dem Ressourcenschutz stehe und zu Missverstandnisse bei der Rechtsauslegung fliihren kénnte (UBA
2013). B90/G fordern zudem mehr Birgerbeteiligung und Transparenz bei den Genehmigungsverfahren,
da sich die Biirgerinnen und Birger oft von den Behoérden und Bergbauunternehmen tiberrumpelt fuhl-
ten (B90 Rohstoffstrategie); DNR fordert auch eine bessere Klagemoglichkeit fiir anerkannte Natur- und
Umweltschutzverbande. Explizit gegen eine Reform des BBergG ist der BDI, der im Gegensatz die Belan-
ge der Rohstoffgewinnung in der Landesplanung und Raumordnung starker beachtet wissen will. Das
BbergG in seiner jetzigen Form beinhalte bereits hohe Schutz- und Vorsorgeanforderungen und werde
laufend an die geltenden Umweltbestimmungen angepasst. Durch eine Reform kénne die Planungs- und
Rechtssicherheit fiir langfristige Vorhaben geschwéacht werden (BDI 2015).
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Weitere Instrumentenvorschldge (nicht in ProgRess)

Weitere Instrumente im Bereich der Rohstoffextraktion, die nicht in ProgRess vorkommen, werden von
verschiedenen NGOs, der WWL Enquete sowie dem BDI gefordert. Um sicherzustellen, dass Mindest-
standards in der Breite des Rohstoffsektors angewandt werden und durch eine Zertifizierung nicht bloR
ein ,Spitzensegment” des Rohstoffmarktes entstehe, sprechen sich DNR (ohne weitere Begriindung)
sowie die WWL Enquete (20648) fiir ein Verbot von Minen aus, die Mindeststandards nicht einhalten.

AK Rohstoffe und Misereor fordern eine gesetzlich verankerte (menschenrechtliche) Sorgfaltspflicht fiir

Unternehmen, da die bestehenden CSR-Anséatze der Unternehmen und vorhandenen Zertifizierungsan-
satze nicht ausreichten, um Menschenrechtsverletzungen in Zukunft zu verhindern (AK Rohstoffe, Mise-
reor).

Misereor fordert dariiber hinaus eine Folgenabschatzung fiir bilaterale Handelsabkommen, um mogliche

menschenrechtliche Risiken frihzeitig zu identifizieren.

Im Sondervotum der WWL wird vorgeschlagen, die offentliche Kreditvergabe fiir Rohstoffvorhaben an

die Einhaltung von Sozial- und Umweltstandards zu kniipfen und deren Einhaltung zu kontrollieren bzw.
VerstoRe zu ahnden (WWL 20131).

In seinem Grundsatzpapier 2015 schlagt auch der BDI weitere konkrete ressourcen- bzw. rohstoffpoliti-
sche Instrumente vor: so sollen Rohstoffstrategien auf Ebene der Bundeslander erarbeitet werden, um

ein Bewusstsein fir die heimische Rohstoffgewinnung in Behorden, Multiplikatoren und der Bevolke-
rung zu starken und zuklnftige Rohstofflagerstatten abzusichern (als gutes Beispiel wird die sachsische
Rohstoffstrategie angefiihrt; BDI 2015). AuRerdem seien internationale Exportrestriktionen abzubauen,

indem Verstol3e vor die WTO gebracht, Streitbeilegungsverfahren gegen die betreffenden Lander ange-
strengt und eine Weiterentwicklung der multilateralen Regeln forciert wiirde, durch die Exportzolle
verboten werden (derzeit konform mit WTO-Regeln, obwohl sie eine Subvention der inlandischen In-
dustrie darstellten) (BDI 2015).

B90/G sowie WWL Enquete fordern die Begrenzung von Rohstoffspekulationen, indem der Derivate-
handel geregelt und eine Berichtspflicht fiir Rohstoffhdndler eingeflihrt wird. Die WWL geht hier in ihren

Vorschldagen noch weiter; gefordert wird die Eindammung aulRerborslichen (OTC)-Handels, Verhinderung
exzessiver Spekulation lGber Ex-ante-Positionslimits, ein Verbot fiir den Handel von Rohstoff-Index- und
Investmentfonds sowie eine Transaktionssteuer auch fiir den Rohstoffterminhandel (auf EU Ebene)
(20378).

Eine transparente und demokratische Weiterentwicklung der deutschen Rohstoffstrategie wird vom AK

Rohstoffe gefordert, um alle von der Rohstoffpolitik betroffenen Akteure einzubinden. Bei der Formulie-
rung der deutschen Rohstoffstrategie sei weder das Parlament noch die Zivilgesellschaft ausreichend
eingebunden worden.
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Ubersicht 2: Befiirworter und Gegner von ressourcenpolitischen Instrumenten zur Rohstoffextraktion, - aufberei-

tung und -handel

’ Befiirworter ‘ Ablehnung
Rohstoffextraktion, -aufbereitung und -handel
Zertifizierung der Rohstoffge- Wissenschaftl. Beratung: Unternehmen

winnung (Einbindung von Krite-
rien zu Umweltwirkungen und
den sozialen Auswirkungen)

ProgRess (HA 10; HA 20) >

SRU (vor allem fiir Kleinbergbau)
RNE (Dodd-Frank als Vorbild)
Umwelt-NGO

AK Rohstoffe (,,nicht nur eine Region wie bei Dodd-
Frank; zusatzlich gesetzliche menschenrechtliche Sorg-
faltspflicht, s.u.)

DNR (globale Zertifizierung mineralischer Rohstoffe)

Misereor (inkl. regelmaRige Audits und menschenrechtl.
Folgenabschatzung)

Parteien

CDU/CSU (freiwillige)

B90/G (Dodd-Frank auf EU Gbertragen)
SPD (Projektbasierte Offenlegung ...)

WW.L Enquete (Sondervotum 20651, 20121, 20637)
(,,projektbasiert”, muss durch andere ordnungspoliti-
sche Instrumente erganzt werden, Zertifizierung von
Handelsketten)

BITKOM (v.a. gegen nationale An-
satze, ,,zu teuer und praktisch un-
moglich“)

[Bundesarchitektenkammer: “keine
gesonderte Zertifizierung von Res-
sourceneffizienz [im Baubereich]
notig”)

[BDI: ,, keine zusatzliche Zertifizie-
rung im Baubereich nétig, schon
zahlreiche nationale und internati-
onale vorhanden”)

Unterstitzung EITI
ProgRess (HA 10)

Wissenschaftl. Beratung:

RNE (,,wichtiger Schritt aber nicht ausreichend”)
Unternehmen

BDI (,freiwillig, fiir alle Unternehmen geltend”)

Parteien

B90/G (,unterstiitzenswert, reichen nicht aus*)

BGR-Fingerprint (= Herkunfts-
nachweis)

ProgRess (HA 10)

Wissenschaftl. Beratung:
SRU
Parteien

WW.L Enquete (Sondervotum 20126) (,,um NH-Kriterien
erweitern”)

Umwelt- und Sozialstandards in
Rohstoffpartnerschaften und
bilateralen EZ-Vorhaben der
Rohstoffextraktion

ProgRess (HA 1, HA 20)

Wissenschaftl. Beratung:
SRU
Umwelt-NGO

Misereor (an Bedingungen menschlicher Sorgfalt knlp-
fen; B'Tag einbeziehen, Folgenabschatzung, Beteiligung
Zivilgesellschaft)

Parteien
B90/G (Steigerung der Wertschdpfung vor Ort)
WWL Enquete (Sondervotum 20623)

Parteien

[Linke (,keine Rohstoffpartner-
schaften mit Diktaturen®)]

Reform des BbergG / Raum-
ordnung (Integration von RE-
Aspekten)

Prifauftrag: ProgRess (HA 18)

Wissenschaftl. Beratung:

SRU (BBergG)

UBA (samtliches Fachplanungsrecht)
Umwelt-NGO

DNR (BBergG)

Unternehmen

BDI 2015 (,,Belange der Rohstoff-
gewinnung starker beachten”;
BbergG in jetziger Form beibehal-
ten”)
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Befiirworter

Ablehnung

Parteien

B90/G (Férderabgabe, mehr Burgerbeteiligung, Trans-
parenz)

CDU/CSU (bestatigen Prifauftrag)

Verbot von Minen die Mindest- | Umwelt-NGO
standards nicht einhalten DNR

Parteien

WW.L Enquete (Sondervotum 206348)
Gesetzlich verankerte (men- NGO

schenrechtliche) Sorgfalts-
pflichten fir Unternehmen aus

AK Rohstoffe (,Zertifizierungsansatze reichen nicht aus®)

Misereor
dem Rohstoffsektor und Fi-
nanzdienstleister/ Investoren
Folgenabschatzung fir bilatera- | Umwelt-NGO

le Handelsabkommen

Misereor (zivilgesellschaftliche Gruppen einbeziehen)

Offentliche Kreditvergabe fiir
Rohstoff-Vorhaben an die Ein-
haltung von Sozial- und Um-
weltstandards knipfen

Parteien
WWL Enquete (Sondervotum 20131)

Rohstoffstrategien auf Ebene Unternehmen

der Bundeslander erarbeiten BDI 2015 (,,Rohstoffbewusstsein férdern®)
Internationale Exportrestriktio- | Unternehmen

nen abbauen BDI 2015

Begrenzung von Rohstoffspeku- | Parteien

lationen

B90/G (Regelung des Derivatehandels + Berichtspflicht
fur Rohstoffhandler)

WWL Enquete (Sondervotum 20378)

Transaktionssteuer auf Roh-
stofftermingeschafte (EU-
Ebene)

Parteien
WW.L Enquete (Sondervotum 20390)

Transparente und demokrati-
sche Weiterentwicklung der dt.
Rohstoffstrategie

NGO

AK Rohstoffe (,breite Konsultation; Startpunkt ein ge-
sell. breiter Rohstoffkongress; nicht nur Industrie betei-
ligen)

... der Produktgestaltung

Dieser Kategorie werden solche Instrumente zugeordnet, die darauf abzielen, dass Produkte ressour-
ceneffizienter gestaltet werden und diese auch starker als bisher nachgefragt werden. Dies kann durch
ordnungsrechtliche Vorgaben erfolgen (namentlich der Okodesign Richtlinie), durch Innovationsférde-
rung oder durch Forderung des Exports von ressourceneffizienten Produkten.

Fiir die Integration von RE-Aspekten in die Okodesign-Richtlinie (ProgRess HA 6, HA 15) sprechen sich

Akteure aus der Wissenschaftlichen Beratung (SRU, , langfristig sinnvoll“, UBA , hohes Potenzial fiir Res-
sourcenschutz”), der NGOs (DNR, ohne weitere Begriindung) sowie der Parteien (B90/G, SPD, WWL)
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aus. Die Beflirworter betonten dabei, dass die Produktplanung fiir die Lebensdauer, Reparaturfahigkeit
und Verwertbarkeit von Produkten von zentraler Bedeutung ist und die Auswahl von Design, Materialien
und Verbindungen im Sinne einer rohstoffschonenden Wirtschaft beeinflusst werden solle (SRU). Der
BDE spricht sich dafiir aus, ,,die Ausweitung ... mit technisch und 6konomisch sinnvollen Kriterien zur
besseren Recyclingfahigkeit oder zur Verwendung von rezyklierten Produktinhaltsstoffen ... zu prifen”
(BDE 2014). BDI und BITKOM lehnen das Instrument der Okodesign-RL zwar nicht direkt ab; so werde
durchaus das Potenzial gesehen, durch Okodesign ,,in einigen Fallen” (BDI 2011/EU) ressourceneffizien-
tere Produktionsstrukturen zu erreichen. Allerdings wird eine ausreichende Einbeziehung der Industrie
gefordert (BDI 2011/ProgRess). AuBerdem sei Okodesign nur dort sinnvoll, wo vergleichbare Leistungs-
profile bei der Nutzung der Produkte vorliegen. Die Moglichkeit, ,ineffizientere’ Produktgestaltung zuzu-
lassen, solle weiterhin bestehen, vor allem wenn dies im Lebenszyklus in der Summe zu Einsparungen
fiihre (BDI 2011/ProgRess). BITKOM verweist darauf, dass die Realisierung von Okodesign schon lange in
der ITK Branche Einzug gehalten hatte und bereits Stand der Technik darstelle; insgesamt sei die Wei-
terentwicklung internationaler Standards zielfihrender (BITKOM). DIHK und VDMA zeigen sich beziiglich
Okodesign grundsitzlich skeptisch; sie sehen die Gefahr einer staatlichen Produktlenkung durch die
Hintertiir. Okodesign-Anforderungen diirften nicht dazu fiihren, dass bestimmte Technologien diskrimi-
niert oder festgeschrieben werden. Eine Erweiterung des Katalogs stelle fiir Unternehmen ein unkalku-
lierbares finanzielles und entwicklungstechnisches Risiko dar (DIHK 2012/ProgRess). Zwar kénnen Vor-
gaben zum Okodesign fiir Konsumgiiter sinnvoll sein, so der VDMA, bei Investitionsgiitern, die sich
durch Komplexitat und Anwendungsbreite von Konsumglitern unterscheiden, sei aber Vorsicht geboten;
,Starre Designvorgaben fiir Maschinen und Anlagen ... [wiirden] die Innovationskraft lahmen” (VDMA
2012). Daher solle auf die Regelung technischer Details in Durchfiihrungsverordnungen verzichtet und
stattdessen die Eigenverantwortung der Industrie gestarkt werden (VDMA 2014/Europa).

Neben der Regulierung des Marktzugangs durch Vorgaben der Okodesign Richtlinie werden auch dy-
namische Produktstandards (z.B. Top Runner) diskutiert. Dazu ist in ProgRess Prifauftrag festgehalten
(ProgRess HA 9). Das Instrument wird von FoEE / EEB sowie den Parteien B90/G, LINKE und SPD (Plenar-
protokoll ProgRess, auch WWL, ohne genauere Begriindung) beflirwortet. FOEE / EEB sieht in diesem

Ansatz ein geeignetes ,push’ Instrument, um ,worst performers’ vom Markt zu verdrangen. Von Seiten
der Industrie wird dieses Instrument abgelehnt (BDI, BITKOM, VDMA). Begriindet wird dies damit, dass
keine eindeutige Definition von Ressourceneffizienz vorhanden sei und keine Kriterien, an denen sich
Ziele festmachen lieRen (BDI 2011/ProgRess). AuBerdem fehlten Standards, die ein Informationssystem
sinnvoll machten (BITKOM); geeigneter sei eine technologieoffene Formulierung von politischen Zielvor-
gaben (VDMA 2014/wirtschaftspolitische Position). BITKOM betont auRerdem, dass der dargestellte
Instrumentenmix zur Unterstlitzung des Top-Runner-Ansatzes fiir den ITK Bereich bereits existiere, aber
nichts mit dem Top-Runner-Ansatz zu tun habe.

Die Integration von RE-Aspekten in die 6ffentliche Beschaffung (in ProgRess: ,,Empfehlung an die Be-
schaffungsstellen®, HA 11) wird von verschiedenen Akteuren unterstitzt (FOEE, BDE, BITKOM, ZDB,
CDU/CSU, B90/G, SPD, WWL). Auch hier liegt der Unterschied im Detail: wiahrend die NGOs und B90/G
dies als verbindliche Minimalanforderungen festgeschrieben wissen wollen, betont die CDU/CSU die
Freiwilligkeit. Auch die SPD bleibt vage (,mehr daran ausrichten”). Der BDE spricht sich dafiir aus, dass
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eine kreislauforientierte Produktgestaltung im Rahmen offentlicher Auftragsvergabe gefordert werden
solle (BDE 2014). Der ZDB sagt, dass 6ffentliche Auftraggeber in der Pflicht stiinden, bei Eighung RC-
Baustoffe auszuschreiben und auch BITKOM unterstiitzt, dass die Vergabe 6ffentlicher Auftrage an die
Einhaltung ressourcenschiitzender Normen gekniipft wird (s. Normung oben); die Leitfaden zur umwelt-
gerechten Beschaffung werde BITKOM weiterentwickeln und fortschreiben. Von den Unternehmen sind
BDI, DIHK sowie VCI komplett gegen weitere Regelungen. Es bedlrfe keiner weiteren Regelungen, da RE
als Kriterium im Vergaberecht bereits zuldssig sei (BDI 2011/ProgRess) und die Ausrichtung an RE-
Kriterien ware vor allem fir KMU mit deutlich hherem Aufwand verbunden; eine ,,ausufernde und nur
schwer zu realisierenden Nachweispflichten fiir KMU“ kénne jedoch nicht gewlinscht werden (DIHK
2012).

Der Einbezug von RE-Aspekten in die Normung (ProgRess HA 7) wird explizit von BITKOM (ohne weitere

Begriindung), VDMA (,,das Instrument der Normung sollte im Bereich Okodesign stirker genutzt wer-
den”, VDMA 2012) sowie CDU/CSU und B90/G und SPD (im Rahmen von WWL) befiirwortet. Der BDI ist
dagegen, mit dem Hinweis, dass die Normung nicht iberfrachtet werden solle, Normen hatten sich
schon jetzt von den tatsachlichen Bedrfnissen des Anwenders entfernen (BDI 2011/Europa). Aspekte
der Ressourcenschonung kénnten sinnvoll allein bei der Planung beriicksichtigt werden; und Vorgaben
zur Senkung des Materialeinsatzes, z.B. bei Betonnormen, kdnnten zu einer Gefahr der Standsicherheit
von Geb&uden fihren (BDI 2011/ProgRess).

Zum Prifauftrag aus ProgRess zur Ausarbeitung und Einflihrung spezifischer Normen fiir RE (ProgRess

HA 7) wird im Sondervotum der WW.L Stellung bezogen. Hier heil’t es vorsichtig, dass , dartiber hinaus ...
spezielle Normen fiir Belange des Ressourcenschutzes entwickelt werden [kdnnte]“ (20329). Der BDI
spricht sich klar gegen neue Normen zur Senkung des Materialeinsatzes aus (BDI 2011/ProgRess).

Ein internationaler Umwelttechnologie- und Wissenstransfer (ProgRess HA 19) wird sowohl von SRU als

auch von BITKOM explizit unterstiitzt. Der SRU sieht darin ein notwendiges Instrument, um gemeinsam
mit den Forderlandern die 6kologischen Auswirkungen des Rohstoffabbaus zu verringern. BITKOM be-
grindet die Beflrwortung nicht weiter, schlagt aber in dem Zusammenhang die Harmonisie-
rung/Anerkennung von Anlagenstandards innerhalb der EU und die Beseitigung von Hemmnissen bei
grenziiberschreitender Entsorgung innerhalb der EU (z.B. Batterie-Recycling) vor. Zur Férderung der
Exporte der deutschen Recyclingindustrie schlagt der BDI eine Erweiterung der Rohstoffpartnerschaften
um Aspekte des Recyclings vor; dies sei eine win-win-Situation fiir beide Seiten. Hierzu sollte eine Off-
nung der Wirtschaftsausschiisse vorgenommen werden, Recyclingexperten auf Delegationsreisen einge-
laden sowie die Ausbildung qualifizierter Facharbeiter vor Ort geférdert werden (BDI 2015). Sowohl SRU
als auch DIHK sprechen sich fiir Projekte zur Férderung der Ressourceneffizienz in Entwicklungslandern
in der Entwicklungszusammenarbeit aus; der SRU meint hier vor allem den Aufbau einer Entsorgungsinf-
rastruktur. Auch die DIHK spricht hier von einer win-win-Situation, da zum einen umweltfreundliche
Strukturen geschaffen, zum anderen das deutsche Exportpotenzial erhoht wiirde (DIHK 2012).

Flr ein Exportnetzwerk Ressourceneffizienz (Priifauftrag, HA 19), um den Export von Recycling- und

Effizienztechnologien zu férdern, sprechen sich BDI und BITKOM aus (BITKOM ohne Begriindung). Es
solle aber eng mit bereits bestehenden Aktivitdten, wie der Exportinitiative Energieeffizienz und Erneu-
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erbare Energien, abgestimmt werden (dafiir spricht sich auch BITKOM aus) und den Unternehmen kos-
tenlos zur Verfligung stehen.

Die Forderung von F&E allgemein wird von der Mehrzahl der Unternehmen beflirwortet (BDI, BITKOM,
BAK, Aurubis, DIHK, VCI; dartber hinaus von den Parteien B90/G und CDU/CSU); nur durch Innovationen
sei es moglich, Ressourceneffizienzpotenziale zu heben und die Wettbewerbsfahigkeit der deutschen
Industrie zu erhalten. Spezielle Innovationsférderprogramme fiir KMU (ProgRess HA 4) befiirwortet der

ZVO, mit der Begriindung, dass KMU im Unterschied zu GroRBunternehmen besonders auf unbirokrati-
sche und finanzielle Unterstiitzung angewiesen seien, um Ressourceneffizienzinnovationen zu tatigen.
Der VDMA lehnt hingegen die in ProgRess (HA 4, 9) genannte Férderung von Leuchtturm-, Demonstrati-

onsprojekten und Erstanwendungen ab. Begriindung ist, dass dies die Gefahr ,,am Ziel vorbei zu schie-

Ren“ erhdhe und zentrales Erfolgskriterium fiir die Durchsetzung einer Technologie sein sollte, ob die
RE-L6sung international wettbewerbsfihig ist oder nicht (VDMA 2013/ArgumentierBAR).

Weitere Instrumentenvorschldge (nicht in ProgRess)

Nicht in ProgRess genannte Politikinstrumente, die von Unternehmen im Bereich Produktentwicklung
und Design gefordert werden, sind Innovationspartnerschaften (VCI) und eine steuerliche Férderung von

F&E (BDI, VCI). Innovationspartnerschaften zwischen 6ffentlichen und privaten Akteuren, so der VCI
recht knapp, seien ein effizientes Instrument um den Rahmen abzustecken und Investitionen zu tatigen
(,,to set the scope and to make use of investments®). Eine steuerliche Innovationsférderung wird wegen
ihrer Breitenwirksamkeit und Technologieoffenheit gefordert; so wiirde der Rahmen fiir den Einsatz und
Entwicklung neuer Technologien nicht vom Staat abgesteckt, wie dies derzeit immer enger getan werde
(vgl. hierzu auch PolRess-Kurzanalyse steuerliche Innovationsforderung).

Es werden einige weitere Instrumente, die beim Marktzugang von Produkten ansetzen, genannt, die
nicht in ProgRess aufgefiihrt sind: so spricht sich FoEE / EEB fiir verbindliche Ziele fiir den Einzelhandel

fuir Oko-Label Produkte aus, um so deren Anteil zu erhdhen.

Eine Baustoffsteuer wird von FOS, SRU, dem AK Rohstoffe, sowie im Sondervotum der WWL Enquete
beflirwortet. Laut SRU wiirde eine solche Steuer, die schon in anderen EU-Mitgliedstaaten bestehe, kei-
ne Wettbewerbsnachteile nach sich ziehen, da Primarbaustoffe lokal abgebaut werden. AuBerdem kon-
ne so der Druck auf einen weiteren Abbau in Deutschland reduziert und ein Anreiz zur erweiterten Nut-
zung von Sekundarrohstoffen in der Bauindustrie gegeben werden (SRU). Der AK Rohstoffe fordert, dass
die Besteuerung der Entnahme / des Einsatzes von Rohstoffen als Anreize fiir Ressourcenschonung ge-
prift werden sollen, um den inlandischen Rohstoffverbrauchs auf ein nachhaltiges und global gerechtes
Niveau zu senken; konkret fordert er aber zunachst nur eine Primarbaustoffsteuer (,,den Anfang soll
eine Primarbaustoffsteuer ... machen”), weil diese groRen Einfluss auf den Ressourcenverbrauch hatte
und so auch Recyclingbauprodukte finanziell attraktiver gemacht werden kdnnten (AK Rohstoffe). Die
WWL Enquete geht davon aus, dass eine Baustoffsteuer einen effizienteren Einsatz in der Bauwirtschaft
nach sich ziehen wiirde, da man auf den Abbau der zumeist nahe gelegenen eigenen Rohstoffvorkom-
men verzichten wirde und die hohen Transportkosten Importe aus dem Ausland verhindern wiirden
(WWL 20248). Allerdings wird von der WWL auch die andere Seite der Debatte dargestellt, die betone,
dass der Recyclinganteil bei Baustoffen bereits sehr hoch sei, mit einer Baustoffsteuer keine Lenkungs-
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wirkung erzielt werden kénne und eine Uberarbeitung der Baunormen ggf. effizienter sei — ,beide Sei-

ten der Argumentation miissen im Sinne eines kritischen Dialogs gegeneinander abgewogen und sorgfal-

tig betrachtet werden” (20262). Der BDI betont, dass eine Baustoffsteuer notwendige Vorhaben, wie

Gebaudedammung zur Steigerung der Energieeffizienz oder die Modernisierung der Infrastruktur, ver-

teuern wirde (BDI 2015).

Der SRU nennt eine Substitutionsquote fiir einzelne Massen- und Technologierohstoffe, die von hoher

Umweltrelevanz sind® (SRU).

Im Sondervotum der WWL wird vorgeschlagen, ein Verbot von Um- oder Mehrverpackungen (fiir Le-

bensmittel) festzuschreiben. Dies wiirde neben der Ressourcenschonung auch dazu fihren, dass Ver-

braucherinnen und Verbraucher immer die gerade benétigte Menge kaufen kdnnten und nicht auf die

Vorgaben der Umverpackung angewiesen seien (WWL 20266).

AuBerdem schlagt die WWL vor, darliber hinaus eine Getrankeverpackungssteuer einzufiihren, die zu-

satzlich auch auf bereits bepfandete Einweggetrankeverpackungen erhoben wiirde und diese im Ver-

gleich zu Mehrwegverpackungen teurer und damit unattraktiver werden lasse (WWL 20272).

Ubersicht 3: Befiirworter und Gegner von ressourcenpolitischen Instrumenten zur Produktgestaltung

‘ Befiirworter

‘ Ablehnung

Produktgestaltung

RE in der Okodesign-Richtlinie
ProgRess (HA 6, HA 15)

Wissenschaftl. Beratung:

SRU

UBA

Umwelt-NGOs

DNR

Unternehmen

BDE (,,Ausweitung ist zu prifen”)

[BDI (,,unter Mitwirkung der Industrie”)

[BITKOM (,internationale Standardisierungsprozesse
beachten”)]

Unternehmen

DIHK (keine staatl. Produktlenkung
durch die Hintertiir)

VDMA (fur Konsumgdter grund-
satzlich geeignet, nicht aber fir
Investitionsgiter > keine staatl.
Regelungen technischer Details
(lieber Normen, s.u.)

Parteien

B90/G

SPD

WWL Enquete
Dynamische Produktstandards | Umwelt-NGOs Unternehmen
(z.B. Top-Runner) FoEE / EEB BDI (,keine Definition von RE“)
Priifauftrag: ProgRess (HA 9, Parteien BITKOM (,fehlen Standards verhin-
HA 20) B90/G dern sinnvolles Informationssys-

Linke tem®)

SPD VDMA (,, Technologieoffene Formu-

® Fiir diese solle eine komplexe Stoffstromdokumentation erstellt werden, um Potenziale und Zugriffsmoglichkeiten abzuschat-
zen und die Substitutionsquoten abzuleiten.
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WWL Enquete, Minderh.-Votum, 20134

lierung von politischen Zielvorga-
ben”)

Offentliche Beschaffung: Einbe-
zug von Lebenszyklus-Kosten
und RE-Aspekten

ProgRess (HA 11) (>, Empfeh-

Umwelt-NGOs
FOEE / EEB (,,Verbindliche Minimalanforderungen®)

FoEE 2013 (,EIA should underpin new legislation on the
procurement ...“)

Unternehmen

BDI (,,RE-Kriterien im Vergaberecht
bereits zuldssig”)

DIHK (,keine ausufernde Nach-

lung an Beschaffungsstellen”) Unternehmen weispflicht fiir KMU*)
BDE (,eine kreislauforientierte Produktgestaltung sollte | VCI
im Rahmen offentlicher Auftragsvergabe geférdert wer-
den”)
BITKOM
ZDB (,,Im Sinne der Kreislaufwirtschaft stehen 6ffentli-
che Auftraggeber in der Pflicht, bei Eignung Recycling-
Baustoffe auszuschreiben®).
Parteien
CDU/CSU (freiwillig)
SPD (,,...mehr daran ausrichten”)
B90/G (LC-Kosten als verpflichtendes Kriterium)
WWL Enquete, (Sondervotum 20189 >,Ziel: von 50 auf
100 Prozent griine 6ffentliche Beschaffung bis 2020
anheben”; 20006 ,,Bsp. Schweiz: 6ffentl. Vergabegeset-
ze fiir Recyclingbeton”
Einbezug von RE-Belangen in Unternehmen Unternehmen

die Normung / Fortschreibung
Normungsstrategie

ProgRess (HA7)

BITKOM (aber international; Weiterentwicklung der
Leitfaden ...)

VDMA (lieber Normen statt Okodesign)
Parteien:

Cbu/Csu

WWL Enquete (Sondervotum 20323)

BDI (,,Normung nicht Gberfrach-
ten”)

Ausarbeitung und Einfihrung
spezifischer Normen fiir RE

Priifauftrag: ProgRess (HA7)

Parteien

WWL Enquete (Sondervotum 20329) > ,,...es kénnten ...
entwickelt werden”)

Unternehmen

BDI (,,keine neuen RE-Normen zur
Senkung des Materialeinsatzes”)

Internationaler Umwelttechno-
logietransfer

ProgRess (HA 19)

Wissenschaftl. Beratung:
SRU (Aufbau von Entsorgungsinfrastruktur in EL)
Unternehmen

BITKOM (,, Technologie- und Wissenstransfer”; ,Harmo-
nisierung/Anerkennung von Anlagenstandards innerhalb
der EU“)

[DIHK (,,Projekte zur Forderung von RE in Entwicklungs-
landern; ist win-win: umweltfreundliche Strukturen + dt.
Exportpotenzial®)

Exportnetzwerk Ressourcenef-
fizienz Prifauftrag: ProgRess
(HA 19)

Unternehmen

BDI (,,sollte eng mit bestehenden Aktivitaten verknipft
werden”, ,fiir Unternehmen kostenlos”); BDI 2015
(Rohstoffpartnerschaften um Aspekt Recycling erwei-
tern; ist win-win fir beide Seiten)

BITKOM

Innovationsfoérderprogramme
fir KMU

Unternehmen
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ProgRess (HA 4)

BDI

DIHK

ZVO0
Gewerkschaften

IG BCE (,,aktive Innovationspolitik, Schwerpunkt auf
KMU“)

Forderung von Leuchtturmpro-
jekten, Demonstrationsprojek-
ten und Erstanwendungen

ProgRess (HA 4, HA 9)

VDMA (intern. Wettbewerbsfahig-
keit sollte Erfolgskriterium sein)

Innovationspartnerschaften

Unternehmen
VCI

Steuerliche F&E-Forderung

Unternehmen
BDI
VCI

Verbindliche Ziele fiir Einzel-
handel fir Oko-label Produkte

Umwelt-NGOs
FoEE / EEB

Baustoffsteuer

Wissenschaftl. Beratung:

FOS

SRU

Umwelt NGOs

AK Rohstoffe

Parteien

WWL Enquete (Minderh.-Votum 20248)

Substitutionsquoten

Wissenschaftl. Beratung:

SRU (Ausdehnung der Kennzeichnungs- und Informati-
onspflichten fiir besonders relevante Produkte)

Verbot von Um- oder Mehrver-
packungen

WWL Enquete (Minderh.-Votum 20266)

Getrankeverpackungssteuer

WWL Enquete (Minderh.-Votum 20272)

... zu Produktionsprozessen

In dieser Kategorie werden solche Instrumente eingeordnet, die darauf abzielen, dass Produktionspro-

zesse ressourceneffizienter zu gestalten. Dazu werden auch Ressourcensteuern gezahlt, weil diese An-

reize fir Unternehmen bieten, Produkte und Dienstleitungen moglichst ressourcensparend herzustellen

bzw. zu erbringen. .

Von den Unternehmen und Unternehmensverbanden (BDI, DIHK, VCI-ZRE, VDMA) sowie den Parteien
B90/G und CDU/CSU wird die Effizienzberatung von Unternehmen (ProgRess HA 3) als wichtiges Instru-
ment hervorgehoben. Haufig wird dies nicht weiter begriindet (z.B. DIHK 2012). Der BDI sowie der

VDMA sehen darin einen Hebel zur Hebung weiterer Effizienzpotenziale, betonen aber, dass die Bera-
tung freiwillig bleiben miisse, ohne Pflicht zur externen Begutachtung (BDI 2011/ProgRess; VDMA 2012).
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Flr eine Verscharfung der Umweltstandards in der Produktion, wie in ProgRess (HA 4) formuliert, spricht

sich explizit das UBA aus; durch ,selbstlernende Quoten” (statt z.B. statischer Sammel- und Verwer-
tungsquoten) seien regelmalige Anpassungsprozesse an den Stand der Technik moglich (UBA 2013).

Weitere Instrumentenvorschldge (nicht in ProgRess)

Ein Politikinstrument, das in ProgRess nicht thematisiert wird, sind Ressourcensteuern. Hier gibt es klare
Gegner (BDI, DIHK), die daraus eine Gefahr fir die Wettbewerbsfahigkeit der deutschen Wirtschaft ab-
leiten (DIHK 2012). AuRerdem arbeite die heimische Industrie bedarfsdeckend, weshalb fiskalische In-
strumente keine Steuerungswirkung entfalten kénnten (BDI 2015). Die deutsche Wirtschaft brauche

Entlastung und Deregulierung statt Belastung und Abgabenbirokratie (DIHK). Beflirwortet wird das In-
strument hingegen von den analysierten Vertretern der Wissenschaftlichen Beratung (FOS), der Um-
welt-NGOs (DNR, FOEE) sowie B90/G und SPD in Form des Sondervotums der WWL. Der DNR betont,
dass in Deutschland der Anteil der Steuereinnahmen, die auf Umweltabgaben entfielen zu einem der
niedrigsten der EU gehdrte und gleichzeitig eine hohe Belastung des Produktionsfaktors Arbeit bestehe.
Gefordert wird daher ein Umwelt- und Ressourcensteueranteil von mindestens 10 Prozent ,,in den
nachsten Jahren” (DNR 2011).

B90/G sprechen sich auf Grund der bereits bestehenden hohen Kosten gegen Materialinputsteuern
(,,Steuer auf den Verbrauch von Rohstoffen”) im Inland aus, weil sich die zunehmende Knappheit bereits
in steigenden Preisen niederschlage und fiir eine effiziente Verwendung von Rohstoffen in Unterneh-
men fiihre. AuRerdem stiinden dem auch praktische Hindernisse entgegen, wie z.B. das ungeldste Prob-
lem, wie mit Importen — insbesondere Halbfertigprodukte — umgegangen werde oder der administrative
Aufwand (B90/G Rohstoffstrategie). Befiirworten wird hingegen eine Ressourcensteuer in den Abbau-
landern, die zur Internalisierung der negativen Effekte beitragen kénne (,,Die NutznielRer der Rohstoffe
wiirden auf diese Weise auch die Folgekosten des Rohstoffabbaus tragen®). B90/G betrachten eine sol-
che Rohstoffsteuer in den Abbauldndern daher nicht als unzuldssige Handelsbeschrankung (B90/G Roh-
stoffstrategie). Darliber hinaus fordern sie eine Forderabgabe von 10% des Rohstoffwertes, wie es das
deutsche Bergrecht zulasse. Dieses solle von den Bundeslandern erhoben werden (als Prufauftrag
spricht sich auch die WW.L fiir eine Forderabgabe aus; WWL 202397ff). Begriindet wird eine solche For-
derabgabe von B90/G damit, dass beim Rohstoffabbau Gemeinglter in Anspruch genommen werden.
Die Einnahmen sollen entsprechend fiir die Behebung der Schaden genutzt werden (B90/G Rohstoffstra-
tegie). Auch der SRU hilt Rohstoffsteuern grundsatzlich fiir wirksame Anreize zum effizienten Umgang
mit Rohstoffen (und empfiehlt eine Primarbaustoffsteuer, s.u.); Materialinputsteuern halt er aber auf-
grund von Ausgestaltungsschwierigkeiten derzeit nicht fir praktikabel (SRU).

Ubersicht 4: Befiirworter und Gegner von ressourcenpolitischen Instrumenten zu Produktionsprozessen

Produktionsprozesse

Effizienzberatung fiir Unter- Unternehmen
nehmen BDI (,,muss freiwillig bleiben”); BDI 2015
ProgRess (HA 3) DIHK

VCI-ZRE

VDMA (“freiwillig, ohne Pflicht zur externen Begutach-
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ZVO (RE-Gutschein)
Parteien

B90/G

Cbu/Csu

RE-Kompetenz in Aus- und
Weiterbildung verankern

ProgRess (HA 8)

Unternehmen

ZVO (“RE-Qualifikationsprogramme fiir Industrieange-
stellte”)

Parteien
B90/G (,virtuelle Ressourcen-Hochschule®)

WW.L Enquete, 20100 (u.a. ,RE-Zertifikat als Vorausset-
zung fir Teilnahme an bestimmten 6ffentlichen Aus-
schreibungen”; ,Pflichtkurse in Manager-Ausbildung“)

Gewerkschaften
[IG BCE (,,neue Qualifikationskultur”)]

[IG Metall (,,Sensibilisierung der Beschaftigten fir den
Wert von Rohstoffen)]

Unternehmen

DIHK (,,pauschale Erweiterung nicht
sinnvoll”)

Umweltstandards in der Pro-
duktion verscharfen (Fort-
schreibung des Stands der
Technik)

ProgRess (HA 4)

Wissenschaftl. Beratung:
UBA (,,selbstlernende Quoten®)

Ressourcensteuer(n)

Wissenschaftl. Beratung:

FOS

(SRU) (,,Evtl. Materialinputsteuer fir einzelne Stoffe”)
Umwelt NGOs

DNR (,,... auf 10% in den nachsten Jahren®)

FoEE / EEB (,,a resource and energy tax escalator”;
Verpackungssteuer; Progressive pricing policies for key
resources)

Parteien

B90/G (Ressourcensteuern in Abbauldndern > damit die
von Rohstoffen profitieren) + Férderabgabe (BbergG:
10% des Rohstoffwertes)

WW.L Enquete (Minderh.-Votum)(Prifauftrag: Férder-
abgabe, 20239ff)

Unternehmen

BDI 2015 (, keine Steuerungswir-
kung, Gefahr flir Wettbewerbsfa-
higkeit“)

DIHK

Parteien

B90/G (Rohstoffsteuern im In-
land/Materialinputsteuern werden
abgelehnt > bereits hohe Kosten)

... flir Nachfrage / Konsum / Nutzung

In dieser Kategorie werden solche Instrumente betrachtet, die Konsumenten motivieren soll ressour-

ceneffizientere Produkte zu kaufen.

Die Integration von RE-Kriterien in Umweltlabeln — wobei in ProgRess v.a. die Weiterentwicklung des

Blauen Engels betont wird (ProgRess HA 9, HA 15) — beflirworten mehrere Akteure der Wissenschaftli-
chen Beratung und Unternehmen (SRU, BDE, BDI, BITKOM. DIHK 2012, WWL). Der SRU halt fest, dass
Umweltzeichen bzw. die Aktivierung der Verbraucher durch Information und Appelle zwar zu voriber-

gehenden Erfolgen fiihre, 6konomische Anreize wie verursacherabhadngige Gebihren oder Pfandrege-
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lungen (s.u.) aber deutlich effektiver seien (SRU). Ein solches Kennzeichnungssystem miisse, so der BDE,
fir Industrie und Verbraucher gleichermalien praktikabel sein und fiir bestimmte Produkte tber Inhalts-
stoffe, Wiederverwendung, Sammlung und Recycling Auskunft geben. Der BDI stellt allgemein fest, dass
eine verbesserte umweltbezogenen Produktkennzeichnung fir Verbraucher grundsétzlich einer ,,Be-
vormundung des Buirgers” vorzuziehen sei (BDI 2011/ProgRess). Produktkennzeichnungen sollten aber
stets an bereits bestehende Normen andocken (z.B. ISO) und den Unternehmen die Freiheit lassen, das
fir das jeweilige Produkt geeignete Instrument auszuwahlen (BDI 2011/ProgRess). Auch die DIHK halt
Label grundsatzlich fiir eine sinnvolle Orientierungshilfe flir Konsumenten, die Platzierung der Produkte
im Handel sollte aber den Einzelhandlern Gberlassen bleiben. Allerdings spricht sie sich gegen den Blau-
en Engel aus — dieser habe ein zu hohes Aggregationsniveau. Auch die BITKOM verweist darauf, dass der
Blaue Engel in der IKT einen Bedeutungsverlust erlebt habe, da internationale Umweltzeichen wichtiger
seien. Von der WWL Enquete wird der Einbezug der Materialintensitat in Produktkennzeichnungen ge-
fordert, wobei diese Informationspflicht als Marktzugangskriterium ausgestaltet werden sollte (,,no da-
ta, no market“). Grundsatzlich gegen (zumindest verpflichtende) Produktkennzeichnungen sprechen sich
VCl und VDMA aus. Nachhaltige Produkte, so der VCI, missten ihre Marktanteile durch ihre Performanz
erreichen, nicht durch ein bestimmtes Label. Der VDMA halt vor allem fir Investitionsgiter fir ungeeig-
net (fiir Konsumgiter kénne ein Label durchaus eine 6kologische Kaufentscheidung beeinflussen). Bei
Investitionsgltern erfolge die Kaufentscheidung jedoch auf der Basis eines Pflichtenheftes des Bestel-
lers, welches meist Umweltaspekte als Teil der Produktspezifikation enthalte (VDMA 2012).

Langere Gewahrleistungsfristen fiir Produkte (Prifauftrag, HA 15) werden von FoEE / EEB und der WWL
gefordert; dies konnte genutzt werden, um u.a. der geplanten Obsoleszenz entgegen zu wirken. Das

UBA schlagt vor, das kaufrechtliche Gewahrleistungsrecht dahingehend zu dndern, dass der Kaufer im
Gewabhrleistungsfall, d.h. bei einem Mangel, vorrangig auf die Reparatur verwiesen wird. So kdnne eine
Starkung des ressourcenschonenden Konsums erreicht werden, da u.a. langere Lebensdauer und An-
strengungen flr eine bessere Reparierbarkeit unterstiitzt wiirden (UBA).

Der in ProgRess festgehaltene Priifauftrag, hinsichtlich des Abbaus von Subventionen, die einen Anreiz

flr die verstarkte Nutzung von Ressourcen geben (ProgRess HA 16), wird explizit von DNR, AK Rohstoffe

(da vor allem fossile Subventionen), der WWL Enquete sowie dem BDI unterstiitzt. Der BDI betont, dass
es allerdings einer fallweisen Untersuchung bedirfe (beispielsweise sei die Gebdudesanierung sinnvoll,
obwohl mehr Materialbedarf entstiinde) (BDI 2011/ProgRess) und hilt fest, dass UnterstitzungsmaR-
nahmen, die dem Zweck dienen, globale Wettbewerbsnachteile fiir Unternehmen auszugleichen, die
aus umwelt- oder klimapolitischen MaBnahmen in den EU-Landern resultieren, durchaus notwendig
seien (BDI 2011/EU-Fahrplan). Der VCI fordert, dass Subventionen entlang aller drei Dimensionen der
Nachhaltigkeit bewertet werden missten, d.h. auch hinsichtlich ihres 6konomischen Mehrwerts, da
sonst evtl. Wettbewerbsnachteile entstiinden.

Weitere Instrumentenvorschldge (nicht in ProgRess)

Steuerliche Anreize fiir ressourceneffiziente Produkte, insbesondere Modifikationen der Mehrwertsteu-

er werden vom FOS (,,Beriicksichtigung von Ressourcenintensitit bei der Besteuerung®), dem DNR
(MwsSt. von Fleisch, Flugverkehr verteuern), von BITKOM sowie von der WWL als geeignetes Instrument
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genannt, um deren Anteil zu erhéhen und den Anteil ressourcenintensiver Produkte (und Dienstleistun-

gen) zu begrenzen. Bei BITKOM wird offen gelassen, wie die geforderte ,Besserstellung von Herstellern

besonders ressourcenschonender Produkte’ aussehen kdnnte — es wird lediglich gesagt, dass dies (iber

die Recyclinggesetzgebung erreicht werden konne. Der VCI spricht sich gegen eine Besserstellung von

nachhaltigen Produkten aus. Es sei nicht nachvollziehbar, wer bewerten wiirde, wann ein Unternehmen

nachhaltig sei und wann nicht.

Der Férderung von Dematerialisierungsansatzen, die in ProgRess als Leitidee 4 aufgefihrt wird, wird von

RNE (Nutzen statt Besitzen auch auf Mobiltelefone und Haushaltsgerate ausweiten), BITKOM (Telear-

beit, Video Conferencing etc.) und B90/G (,soziale Innovationen”, Nutzen statt Besitzen”) zugestimmt,

um eine absolute Senkung des Ressourcenverbrauchs zu erreichen. Konkretere Instrumente, wie diese

Ansatze gefordert werden konnten, werden jedoch nicht genannt.

Ubersicht 5: Befiirworter und Gegner von ressourcenpolitischen Instrumenten fiir Nachfrage / Konsum / Nutzung

Nachfrage / Konsum / Nutzung

Labels / Produktinformations-
systeme fur RE (allgemein)

ProgRess (HA 9, HA 15) > Wei-
terentwicklung von verbrau-
cherfreundlichen und aussage-
kraftigen Produktinformations-
systemen zur verstarkten In-
tegration von RE-Aspekten in
bestehende Label

Wissenschaftl. Beratung:

[SRU (,,6konomische Anreize aber effektiver”)
Unternehmen

BDE (,,Uber Inhaltsstoffe, Wiederverwertung, Sammlung
und Recycling bestimmter Produkte”)

BDI (,,an bereits bestehende Normen andocken und
intern. vereinbaren®)

DIHK (,,grundsatzlich sinnvoll)

Parteien

WW.L Enquete, 20134 (“Materialintensitat in Produkt-
kennzeichnungen einbeziehen; Informationspflicht als
Marktzugangskriterium: no data, no market)

Unternehmen

BITKOM (,verlieren im Rahmen
ausgedehnter Lebenszyklen ihre
Sinnhaftigkeit; RC-Wirtschaft
braucht solche Kennzeichnung
nicht”)

V(I (,,Sustainable products have to
obtain in the market by their per-
formance not by 22abeling.)

VDMA (keine verpflichtende Label;
flr Investitionsglter nicht sinnvoll)

Weiterentwicklung Blauer En-
gel > ProgRess (HA 9)

Unternehmen
BITKOM (internationale Umwelt-
zeichen wichtiger)

DIHK (Blauer Engel: zu hohes Ag-
gregationsniveau®)

Langere Gewahrleistungspflich-
ten

Prifauftrag: ProgRess (HA 15)

Wissenschaftl. Beratung:

UBA (kaufrechtl. Gewahrleistungsrecht dndern: Repara-
tur statt Neukauf)

Umwelt-NGOs
FoEE / EEB
Parteien

WW.L Enquete (Sondervotum 20434 (um geplanter Obs-
zolesenz entgegen zu wirken)

Langere Gewdhrleistungspflichten
Prifauftrag: ProgRess (HA 15)

Abbau von Subventionen die
einen Anreiz fur die verstarkte
Nutzung von Ressourcen geben

Priifauftrag: ProgRess (HA 16)

Umwelt NGOs

DNR (Abbau umweltschadlicher Subventionen bis 2020)
AK Rohstoffe (v.a. fossile)

Unternehmen

BDI (,,aber: UnterstiitzungsmaRnahmen fir Unterneh-
men notwendig, um Wettbewerbsnachteile aus umwelt-

Unternehmen

VCI (,,entlang aller drei Dimensio-
nen der NH bewerten, sonst evtl.
Wettbewerbsnachteile®)
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oder klimapolitischen MalRnahmen in den Landern der
EU zu kompensieren®)

Parteien

WWL Enquete, 20077
Steuerliche Anreize fir res- Wissenschaftl. Beratung: Unternehmen
sourceneffiziente und vollstan- | FOs (,Beriicksichtigung von Ressourcenintensitit bei VCI (,wer wiirde bewerten wann
dig recyclierbare Produkte (z.B. | Besteuerung” ein Unternehmen nachhaltig ist?*)
reduzierter MwSt-Satz). Umwelt NGOs

DNR (MwsSt. z.B. Fleisch, Flugverkehr verteuern)
Unternehmen

BITKOM (,,Besserstellung von Herstellern...”
Parteien

WW.L Enquete (Minderh.-Votum), 20093

Dematerialisierungsansatze Wissenschaftl. Beratung:

fordern (z.B. Telearbeit, Nutzen | RNE (,Nutzen statt Besitzen, auch fiir Mobiltelefone,
statt Besitzen) Haushaltsgeraite”)

Unternehmen

BITKOM / ISWA (,,Nutzen statt Besitzen®);
Parteien

B90/G (Soziale Innovationen, z.B. NsB)

... fur Entsorgung / Recycling

In dieser Kategorie werden Instrumente aufgenommen, die an den Abfallstromen ansetzen und Anreize
dafiir geben sollen, dass diese erfasst, gesammelt und genutzt werden.

In der Weiterentwicklung der Produzentenverantwortung (ProgRess HA 12) sehen viele Akteure aus der
Wissenschaftlichen Beratung (RNE, SRU, UBA), NGOs (DNR, FoEE) sowie der Parteien (B90/G, SPD; WWL)
ein wichtiges Instrument bei der Etablierung einer Kreislaufwirtschaft und einer nachhaltigeren Pro-

duktgestaltung. Von den analysierten Unternehmensverbanden spricht sich einzig der BDE dafiir aus,
den Ansatz der Herstellerverantwortung zu starken. Das Instrument setze Anreize fiir eine umweltge-
rechte Ausgestaltung des gesamten Produktlebenszyklus (SRU). Konkretisiert werden solle es laut SRU
durch Mindeststandards fiir die gesamte Entsorgungskette von Elektro- und Elektronikschrott, die Erho-
hung der zu erreichenden Verwertungsquoten und einen verpflichtenden Funktionsnachweis von Ge-
brauchtgeraten fiir den Export. Dariiber hinaus solle eine Dokumentation sowie regelmaRige Uberwa-
chung und konsequente Ahndung von VerstoRRen erfolgen (SRU). Das UBA schlagt vor, zum einen die
bisherigen sektoralen Konkretisierungen der Produktverantwortung darauf hin zu priifen, inwieweit die
Anforderungen weiterentwickelt werden kénnten (z.B. seien die Verpflichtungen teilweise zu allgemein
formuliert bzw. es fehle an Sanktionsmaoglichkeiten); zum anderen die Produktverantwortung auf weite-
re Produktgruppen auszudehnen, z.B. fiir bestimmte Teile von Windkraftanlagen (UBA). Auch kénne
eine weitere Ausgestaltung der Produktverantwortung bei der Markteinfiihrung fiir neue Produkte ein
Entsorgungskonzept und/oder eine Zwischenlagerung verlangen, bis das Produkt dem Recycling zugang-
lich ist (ebd.). Die CDU/CSU hilt eher vage fest, dass es Herstellern ermdglicht werden solle, die fir ihre
Produkte bendtigten Materialien wiederzuerlangen. Vom BDE kommt der Hinweis, dass auf EU Ebene
z.B. Definitionen und Berichtspflichten zu harmonisieren seien, um die unterschiedlichen Entsorgungs-
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systeme miteinander vergleichbar zu machen. Gleichzeitig solle der Ansatz innerhalb der Mitgliedsstaa-
ten flexibel bleiben und den freien Warenverkehr im Binnenmarkt und den freien Wettbewerb nicht
beeintrachtigen. Grundsatzlich gegen eine verbindliche Riicknahmeverpflichtung sprechen sich DIHK
und VDMA aus; eine freiwillige Regelung sei geeigneter (DIHK 2012). Diese miisse wirtschaftsvertraglich
und mittelstandsfreundlich ausgestaltet sein, z.B. durch eine Kleinmengenregelung fir KMU (ebd.). Der
VDMA sieht bei Investitionsglitern keine Notwendigkeit, da ein Recycling der Maschinen und Anlagen
ohnehin schon gemacht wiirde; oft wiirden sie im Anschluss an ihre Nutzung noch in anderen Landern
als kostenglinstige Gebrauchtmaschinen betrieben (VDMA 2014/Kurzposition).

Die Einfuhrung der Wertstofftonne (ProgRess HA 12) wird von der DIHK explizit beflirwortet. Dies wird

knapp damit begriindet, dass daraus positive 6kologische und 6konomische Effekten erwachsen kénn-
ten (DIHK 2012). Es solle aber nicht zu einer Ausweitung der kommunalen Zustandigkeit fihren (ebd.).

Viele Unterstitzer finden sich auch fiir die Verhinderung illegaler Exporte von Altgerdten (ProgRess HA

14). Von den Unternehmen sprechen sich fiir diesen Handlungsansatz explizit Aurubis, BDE, BDI sowie
BITKOM (,,Handlungsansatz wird uneingeschrankt unterstiitzt, ohne Begrindung) aus. Dies sei notig,
um einerseits eine Verlagerung von Umwelt- und Gesundheitsrisiken bei unsachgemaRer Verbringung,
andererseits die Stérung des Wertstoffkreislaufes zu verhindern (BDI 2011/EU, BDE 2014). Der BDE
schlagt aulRerdem vor, die Einfiihrung eines EU-weiten Zertifizierungssystems fir Anlagen zur Erstbe-
handlung gefahrlicher Abfalle vor (E-Schrott, Altfahrzeuge) zu priifen, um so eine hochwertige Schad-
stoffentfrachtung bzw. anschlieRende Verwertung sicherzustellen (BDE 2014). Von den Parteien fordern
B90/G hierfurr Recyclingpartnerschaften; die SPD fordert eine Umkehr der Beweislast bei Exporten und
auch die WWL betont dabei die Notwendigkeit, das AbflieRen der Rohstoffe aus der deutschen Volks-
wirtschaft zu verhindern — zumindest solange es nicht geldange, die Kreislaufwirtschaft internationale zu
organisieren (WWL 20298).

Die Zertifizierung auslandischer Recyclinganlagen, die in ProgRess als Priifauftrag festgehalten ist, wird

vom BDI explizit als sinnvolles Instrument genannt, welches dazu beitrage, eine Stérung des Wertstoff-
kreislaufes zu verhindern und dazu fithre, dass europdische Unternehmen mit hohen Standards nicht
langer gegenliber Unternehmen aus anderen Landern benachteiligt wiirden (,level playing field’); die
Verwertung sekundarer Rohstoffe diirfe nicht durch gesetzliche Auflagen erschwert werden (BDI
2011/EU & ProgRess).

Weitere Instrumentenvorschldge (nicht in ProgRess)

Als verbraucherseitiges Instrument, welches nicht in ProgRess aufgefiihrt ist, werden Riickgabepflichten

fir bestimmte Produkte (ProgRess HA 12) erwahnt, um eine héhere Rickflihrungsquote der ruhenden

Rohstoffvorrate in den Kreislauf zu erreichen. Solche Pfandsysteme werden von SRU (fir Mobiltelefone
und PCs), FOEE / EEB sowie der WWL Enquete (fir E-Kleingerate > Einflihrung priifen) beflirwortet.

Weitere Instrumente, die den Bereich Recycling betreffen und die in ProgRess nicht genannt werden,
sind bspw. Mindeststandards fiir alle Stufen der Entsorgungskette fiir Elektro- und Elektronikschrott

(damit soll das Instrument der Herstellerverantwortung konkretisiert werden) (SRU). AuRerdem kdnnte
durch eine gewichtsbasierte Gebiihrenordnung bei Abfall, die von allen Kommunen durchgesetzt wiirde,
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die Verbraucher Anreize zur Einsparung von Miill erhalten (,,pay as you throw scheme”, FOEE; WWL
20288).

Hohere Recyclingquoten werden zudem von Akteuren aus der Wissenschaftlichen Beratung (RNE, UBA),
den NGOs (DNR, FoEE) und dem BDE gefordert. DNR sagt lediglich, dass das novellierte Kreislaufwirt-
schaftsgesetz zu niedrige Recyclingquoten aufweise. Das UBA schlagt dynamische Sammel- und Verwer-

tungsquoten fiir Verpackung, Altfahrzeuge, Elektrogerdte und Batterien vor, damit jeweils eine Anpas-
sung an den erreichten Stand der Technik geschehe (s.0. UBA). AulRerdem sollten materialspezifische

Recyclingguoten die geltenden produktabfall- und massebezogenen Quoten erganzen und auf umwelt-

relevante, aber nichtmasserelevante Rohstoffe (z. B. kritische Metalle) ausgerichtet sein (UBA). Im Posi-
tionspapier des BDE heift es, dass sowohl das Recyclingziel von 50 Gewichtsprozent fiir Haushalts- und
Abfalle aus ahnlichen Quellen als auch die Zielvorgabe fiir nicht geféhrliche Bau- und Abbruchabfille zu
erhohen seien (BDE 2015). Die SPD spricht sich flir hohere Quoten als im KrW-Gesetz festgeschrieben
aus, ohne dabei eine konkrete Zahl zu nennen (SPD 2012a Anderungsantrag ProgRess). Insgesamt weist
der BDI darauf hin, dass eine Erhohung bestehender Recyclingraten die Kosten steigert und die Quoten
daher auch im Sinne der Wirtschaftlichkeit geprift werden mussten (BDI 2011/ProgRess). DIHK spricht
sich gegen zu hohe Recyclingquoten aus — diese seien hoher als in der Abfallrahmenrichtlinie vorge-
schrieben (DIHK 2012). Staatliche Quoten fiihrten in der Regel zu h6herem Aufwand und zu mehr Biiro-
kratie; auRerdem variiere die Wirtschaftlichkeit der Verwertung im Zeitverlauf (ebd.). Die DIHK emp-
fiehlt daher eine 1:1-Umsetzung der Quoten in der Abfallrahmenrichtlinie (ebd.).

Ein weiteres Instrument sind Quoten fir die stoffliche Verwertung / Vorrangnutzung. Die SPD spricht

sich flr einen eindeutigen Vorrang der stofflichen vor der energetischen Verwertung; auch hierzu wer-
den keine konkreten Zahlen genannt (SPD Anderungsantrag). Eine Erhéhung der Gesamtquote zur stoff-
lichen Verwertung von Verpackungsabfallen von 55 auf 65 Gewichtsprozent bis 2020 fordert der BDE
(BDE 2014). Gleichzeitig sollte die stofflichen Verwertungsvorgaben fir die einzelnen Materialien um
jeweils 10 Gewichtsprozent und fir Kunststoffe um 12,5 Gewichtsprozent angehoben werden (ebd.).
Der BDI spricht sich zwar auch fiir den Vorrang der stofflichen Nutzung vor der energetischen aus, sagt
aber zugleich, dass Vorgaben von Quoten fir die stoffliche Nutzung zuriick gestellt werden sollten (BDI
2011/ProgRess & EU). Die DIHK spricht sich zwar nicht explizit gegen den Vorrang der stofflichen gegen-
Uber der energetischen Verwertung aus, betont aber, dass aus ordnungspolitischen Griinden ein ,fairer
Wettbewerb” zwischen beiden Verwertungsarten ermoglicht werden sollte; beide leisteten einen Bei-
trag zur effektiven Nutzung von Ressourcen (DIHK 2012).

Die BITKOM fordert bessere Marktanreize fir z.B. den Anteil Recyclaten in Produkten, da durch die ak-

tuelle Umsetzung der Umweltgesetzgebung (Altgerate, Verpackung etc.) keine besonderen Anreize zur
Entwicklung ressourcenschonender Produkte gesetzte wiirden; Aurubis fordert eine komplette Steuer-
befreiung von RC und RC-Material, ohne dies genauer auszufiihren. Der SRU betont, dass es auch inner-
halb des funktionierenden Riicknahmesystems fiir Elektrogerate Optimierungsbedarf gebe; statt einer
Kostenlibernahme fiir die Entsorgung auf Basis der ,in Verkehr gebrachten Stlickzahl’ ware eine niedrige
Entsorgungsprdamie fiir Hersteller von recyclingfreundlichen Produkten sinnvoll. Dies werde so in

Schweden praktiziert und biete den Vorteil, dass die Entsorgungskosten in Abhangigkeit vom Produktde-
sign auf die Hersteller verteilt werde, was einen starken Anreiz fiir Okodesign darstelle (SRU).
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Der BDE fordert die Einfihrung eines Vorbehandlungsgebots fiir alle Siedlungsabfalle, um so die Depo-

nierung auf verbleibende und nicht verwertbare Restfraktionen, wie bspw. Schlacken aus der Abfallver-

brennung oder Sortierreste aus der mechanisch-biologischen Abfallbehandlung, begrenzt wird (BDE

2015).

Im Sondervotum der WWL Enquete wird die Einflihrung eines Wertstoffgesetzes (,,insbesondere im Be-

reich des Bauwesens”, WWL 20005) beflirwortet, welches zur Férderung von Urban Mining beitragen

solle.

Ebenfalls im Sondervotum der WWL Enquete wird in Form eines Prifauftrags eine nachgelagerte Res-

sourcenabgaben auf Produkte vorgeschlagen (WWL 20239ff): eine abfallseitige Ressourcenabgabe auf

Produkte in Hohe der zu erwartenden Aufbereitungs- und Recyclingkosten, um Anreize fir Produzenten

zu schaffen, langlebige und gut recycelbare Produkte zu produzieren; im Gegensatz zu einer Input-

Steuer auf Ressourcen wiirde eine solche abfallseitig erhobene Ressourcenabgabe fiir Importeure und

inlandische Produzenten gleichermalien gelten, es konnten mogliche Wettbewerbsnachteile vermieden

werden und Anreize auch (iber die nationalen Grenzen hinaus Wirkung zeigen (WWL 20247). Dartiber

hinaus wird eine Steuer auf Millverbrennung vorgeschlagen, ohne dies genauer auszufiihren (WWL

20247).

Ubersicht 6: Befiirworter und Gegner von ressourcenpolitischen Instrumenten fiir Entsorgung / Recycling

Entsorgung / Recycling

Weiterentwicklung Produzen-
ten- / Produktverantwortung
unter Ressourcenschutzaspek-
ten

ProgRess (HA 12)

Wissenschaftl. Beratung:

RNE
SRU

UBA
Umwelt-NGOs
DNR

FoEE / EEB
Unternehmen

BDE (,,Ansatz ist zu starken”, ,Definitionen und Be-
richtspflichten auf EU Ebene zu harmoniseren®)

Parteien
B90/G

[CDU/CSU (,Herstellern ermoglichen die fiir ihre Pro-
dukte bendtigten Materialien wiederzuerlangen)]

SPD
WW.L Enquete (Sondervotum 20088, 20005, 20276)

Unternehmen

DIHK (,freiwillig besser; Kleinmen-
genregelung fur KMU“)

VDMA (keine Produktverantwor-
tung fur Investitionsgiter notig)

Wertstofftonne einfiihren

ProgRess (HA 12)

Unternehmen

DIHK (,,darf aber nicht zur Ausweitung der kommunalen
Zustandigkeit fihren)

Verhinderung illegaler Exporte
(z.B. Ausfuhrkontrollen auswei-
ten, Umkehr der Beweislast ...)

ProgRess (HA 14)

Unternehmen
Aurubis (“must be stopped by better enforcement...”)

BDE (,,Kontrollen verstarken, Registrierungspflichten
einhalten”, ,,ordnungsgemaRe Erfassung werthaltiger
Abfalle verbessern”, EU-weites Zertifizierungssystem)

BDI (,effektivere Uberwachung seitens der Politik*)
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BITKOM

Parteien

B90/G (Recyclingpartnerschaften)

SPD (Umkehr der Beweislast bei Exporten, WEEE)
WW.L Enquete (Sondervotum 20315)

Zertifizierung auslandischer
Recyclinganlagen

Prifauftrag: ProgRess (HA 10)

Unternehmen
BDI

Riickgabepflichten fiir best.
Produkte (Verbraucher, z.B.
Pfand)

Wissenschaftl. Beratung:

SRU (Pfandpflicht fiir Mobiltelefone und PC)
Umwelt NGO

FoEE / EEB (,,deposit refund schemes”)
Parteien

WW.L Enquete (Sondervotum 20160, 20200) (Pfand-
pflicht fir E-Kleingerate priifen; Offentliche Gesellschaft
fir zentrale Sammlung von Altgeraten)

Mindeststandards fur alle Stu-
fen der Entsorgungskette

Wissenschaftl. Beratung:
SRU

Gewichtsbasierte Gebihren-
ordnung bei Abfall

Umwelt-NGOs
FOEE / EEB (,,pay as you throw”)
Parteien

WW.L Enquete (Sondervotum 20288) (,,alle Kommunen
sollten darauf umstellen”)

Ambitionierte Recyclingquoten
/ -ziele

Wissenschaftl. Beratung:
RNE

UBA (,Sammel- und Verwertungsquoten fir Verpa-
ckung, Altfahrzeuge, Elektro, Batterien” + Materialspe-
zifische Recyclingquoten)

Umwelt-NGOs

DNR (,,héhere Abfallquoten®)

FoEE (2013) [, for aluminium“]

Unternehmen

BDE (,,Recyclingziel von 50 Gewichtsprozent fur Haus-
halts- und Abfalle aus dhnlichen Quellen ist zu erhohen’
,Zielvorgabe fir nicht gefahrliche Bau- und Abbruchab-
falle erhéhen”)

4

Parteien
SPD (h6here Quoten als im KrWG)

Unternehmen

DIHK (hoher Aufwand, Wirtschaft-
lichkeit der Verwertung im Zeitver-
lauf unkalkulierbar; besser: flexible
Recyclingquoten,)

IMA (erhéht nicht die Okoeffizienz
der Produkte)

Materialspezifische Recycling-
quoten

Wissenschaftl. Beratung:
UBA

Quote fiir stoffliche Verwer-
tung / Vorrangnutzung vor
energetischen

Unternehmen

[BDE (,Gesamtquote zur stofflichen Verwertung von
Verpackungsabfallen von 55 auf 65 Gewichtsprozent bis
2020 erhéhen”)]

Parteien

Unternehmen

BDI (,,keine Quoten fir stoffliche
Verwertung”), BDI 2015

DIHK (keine Bevorzugung stoffl.
Verwertung)
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SPD (Vorrang der stofflichen vor der energetischen Ver-
wertung)

Marktanreize fir Sekundarma- | Wissenschaftl. Beratung:

terial SRU (,,Niedrige Entsorgungspramien fir Hersteller von
recyclingfreundlichen Produkten”, Bsp. aus Schweden)

Unternehmen
[BITKOM (,,z.B. Anteil Recyclate in Produkten”)]
Aurubis (,,Steuerbefreiung von RC und RC-Material”)

Vorbehandlungsgebot Unternehmen
BDE (,verpflichtend fir alle Siedlungsabfalle®)

Einfihrung eines Wertstoffge- WWL Enquete (Sondervotum 19991)
setzes zur Férderung von Ur-
ban Mining

nachgelagerte Ressourcenab- WWL Enquete (Sondervotum 20239)
gaben auf Produkte

Steuern auf Millverbrennung WW.L Enquete (Sondervotum 20239)

... flir Management / Unternehmensberichterstattung

In dieser Kategorie werden solche Instrumente aufgefiihrt, die sich vor allem auf Managementprozesse
innerhalb der Unternehmen beziehen.

Die starkere Verbreitung von EMAS, wie in ProgRess (HA 5) betont, stof3t bei BDI, BITKOM sowie VDMA
auf Widerstand. Alle drei sprechen sich nicht grundsatzlich gegen Managementsysteme aus, betonen

aber, dass EMAS fiir international agierende Unternehmen keinen Sinn ergebe und alternative Zertifizie-
rungssysteme daher als gleichwertig einzustufen seien (BDI 2011/ProgRess, BITKOM 2011, VDMA
2014/wirtschaftspolitische Position); der VDMA lehnt ganz allgemein eine Pflicht zur Zertifizierung von
Managementsystemen ab (VDMA 2012) und fordert eine Verwaltungserleichterungen fiir Betriebe mit
zertifizierten Umweltmanagementsystemen (VDMA 2014/wirtschaftspolitische Position). Von den wei-
teren Akteuren spricht sonst nur B90/G davon, dass es einheitliche Standards zur Messung der Ressour-
ceneffizienz bediirfe und befiirwortet daher die Vernetzung bestehender Oko-Audit Systeme zur Gene-
rierung von Information (B90 Rohstoffstrategie).

Flr eine Unterstitzung von Kennzahlen und Benchmarking-Systemen (ProgRess 15) spricht sich die

WW.L aus. Die WWL fordert eine verbindliche Ausweisung von Energie- und Materialeffizienzkennzahlen
sowie eine Erweiterung der betrieblichen Bilanzierungssysteme. Vom BDE heiRt es, dass eine Verbesse-
rung des Informationsflusses von den Herstellern zu den Recyclern hinsichtlich der chemischen Zusam-
mensetzung der Ausgangsmaterialien notwendig sei, um Recyclingunternehmen die Erbringung der
Nachweispflichten zu erleichtern (BDE 2014). Wie dies konkret ausgestaltet sein konnte, wird nicht ge-
sagt. BDI und ZDB sind gegen eine regelmalige Erfassung von Stoffstromen und ihrer 6kologischen Be-
wertung, weil der biirokratische Aufwand fiir Unternehmen zu hoch sei; ggf. denkbar sei es, dies fir
einzelne Stoffe einzuflihren (BDI 2011/ProgRess).

Misereor fordert von der rohstoffimportierende und -verarbeitende Industrie eine Menschenrechtsbe-

richterstattung, die Auskunft Gber die Praxis der Unternehmen in Bezug auf Menschenrechte sowie lber
die Bemiihungen, den Menschenrechtsschutz auf die Lieferkette auszuweiten, enthalten sollte.
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Die IG Metall fordern eine regelmaRige Beratung zu den Ressourcenverbriauchen zwischen Unterneh-

mensleitung und Betriebsrat, ohne hierzu ein konkretes Instrument zu nennen.

Ubersicht 7: Befiirworter und Gegner von ressourcenpolitischen Instrumenten fiir Management / Unternehmens-
berichterstattung

Management / Unternehmensberichterstattung

Starkere Verbreitung von EMAS | Parteien Unternehmen

ProgRess (HA 5) B90/G (,Einheitliche Standards fiir die Messung der BDI (alternative Zertifizierungssys-
Ressourceneffizienz: Vernetzung bestehender Oko-Audit | teme als gleichwertig einstufen)
Systeme (EMAS) zur Generierung von Informationen®) BITKOM (ISO 14001 ist wichtiger)

VDMA (Gleichbehandlung mit ISO;
keine Pflicht zur Zertifizierung von

Managementsystemen)
Kennzahlen und Benchmarking- | Unternehmen Unternehmen
Systeme [BDE (,,Informationsfluss von Herstellern zu Recyclern BDI (,,burokratischer Aufwand zu
ProgRess (HA 15) Uber chemische Zusammensetzung der Ausgangsmate- hoch; ggf. fiir einzelne Stoffe)
rialien verbessern®)] ZDB (,,unverhiltnismaRiger Biiro-
Parteien kratieaufbau vermeiden®)

WWL Enquete, 201006 (,Verbindliche Ausweisung von
Energie- und Materialeffizienz-Kennzahlen; Erweiterung
betrieblicher Bilanzierungssysteme gesetzlich vorschrei-

ben)
Ressourcenaspekte als Key NGOs
Performance Indicator in Un- [Misereor (Menschenrechtsberichterstattung einfiih-
ternehmensberichterstattung ren)]

RegelmaRige Beratung zu den Gewerkschaften
Ressourcenverbrauchen zw. IG Metall
Unternehmensleitung und
Betriebsrat

... sonstige Instrumente (Internationales, Institutionen, Rechtli-
ches)

Sowohl in ProgRess als auch in den Quellen der analysierten Akteure werden Vorschlage zur Etablierung
von Institutionen oder internationaler Vereinbarungen genannt, um den Ressourcenschutz auf interna-
tionaler Ebene zu verankern. Auch Vorschlage fiir nationale oder europaische neu zu schaffende Institu-
tionen werden in dieser Kategorie zusammengefasst.

Eine internationale Konvention zum Schutz der natirlichen Ressourcen (ProgRess HA 20) wird vom SRU,
dem UBA sowie der WWL unterstiitzt. Begriindet wird diese Forderung damit, dass die Ressourcennut-
zung nur teilweise Gber nationale Regulierung zu adressieren sei (UBA).

Auch die Integration von RE-Aspekten in bestehende Rechtsgebiete, was in ProgRess als Prifauftrag
festgehalten ist (HA 18), wird von UBA unterstiitzt, da es sich beim Rechtsrahmen fiir Ressourcenschutz
um eine Querschnittsmaterie handele (UBA) (fiir eine Priifung der Integration von RE-Aspekten in ande-
re Rechtsgebiete spricht sich auch CDU/CSU aus).

Weitere Instrumentenvorschldge (nicht in ProgRess)

29




ourcen

litik

Darliber hinaus gibt es von einigen Akteuren Forderungen nach neuen Gremien und Behorden, um das

Ressourcenmanagement und den Ressourcenschutz zu verbessern. So fordert der SRU ein wissenschaft-

liches Ressourcenpanel, ahnlich dem IPCC, sowie eine internationale Rohstoffagentur unter UN-Aufsicht

(dies fordert auch die WWL). Letztere solle Daten zu Lagerstatten, Abbaubedingungen sowie Umweltfol-

gen bereit stellen. Darliber hinaus solle ein Eurostat Daten Centres aufgebaut werden, welches ein
,,Stoffflusskataster” aufbaue.

Das UBA fordert einen Ressourcenschutzbeirat fiir die Bundesregierung, der bei der Erstellung und Fort-

schreibung von ProgRess beraten kdnne.

Ubersicht 8: Befiirworter und Gegner von ressourcenpolitischen Instrumenten (sonstige Instrumente: Internatio-
nales, Institutionen, Rechtliches)

Sonstige Instrumente (Internationales, Institutionen)

Internationale Konvention zum
Schutz der nattirlichen Res-
sourcen

ProgRess (HA 20)

Wissenschaftl. Beratung:

SRU

UBA

Parteien

WW.L Enquete (Sondervotum 20604 ff.)

Integration von RE-Aspekten in
bestehende Rechtsgebiete

Priifauftrag: ProgRess (HA 18)
(alle)

Wissenschaftl. Beratung:

UBA (samtliches Fachplanungsrecht, u.a. (z.B. Kr'WG,
BImSchG, UVP, Umweltauditgesetz, Baugesetz/BauG,
Raumplanungsvorschriften))

Parteien

CDU/CSU (prifen)

Wissenschaftliches Ressour-
cenpanel (dhnlich IPCC)

Wissenschaftl. Beratung:
SRU

internationale Rohstoffagentur
unter UN-Aufsicht

Wissenschaftl. Beratung:

SRU (Agentur die Daten bereit stellt: Lagerstdtten, Ab-
baubedingungen, Umweltfolgen)

Parteien
WW.L Enquete (Sondervotum 20497)

Aufbau eines Eurostat Daten
Centres zu Produkten und na-
tarlichen Ressourcen

Wissenschaftl. Beratung:
SRU (Stoffflusskataster)

Ressourcenschutzbeirat fur die

Wissenschaftl. Beratung:

B'Reg UBA
Ressourcenschutzbelange im Wissenschaftl. Beratung:
Welthandelsrecht integrieren UBA

Ressourcenstammgesetz

Wissenschaftl. Beratung:

UBA (darin Instrumente mit Querschnittscharakter fest-
schreiben, Auflagen fir Hersteller, Mindeststandards
etc.)
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4. Fazit

Ziel dieser Akteursanalyse ist es, eine qualitative Analyse der Begriindungen und Positionen der ver-
schiedenen (Uberwiegend deutschen) Akteure fiir oder gegen bestimmte ressourcenpolitische Politikin-
strumente durchzufihren. Hierfir wurden Stellungsnahmen und Positionspapiere zur Ressourcenpolitik
Uber den Zeitraum 2011 bis 2015 (Februar) ausgewertet. Die Instrumente wurden gemaR ihrem Ansatz-
punkt in der Wertschopfungskette kategorisiert. Auch erfolgte ein Abgleich mit den in ProgRess genannt
Instrumenten und Prifauftragen.

Zunachst ist festzuhalten, dass die ressourcenpolitische Debatte in Deutschland zahlreiche Vorschlage
flr eine Instrumentierung hervorgebracht hat. Das Thema ist offenbar so weit entwickelt, dass es einen
Konsens dariiber gibt Umweltpolitik auch in diesem Bereich zu konkretisieren und mit Instrumenten zu
unterlegen.

Allerdings unterscheiden sich die Akteure im Hinblick auf die von ihnen angenommenen Hemmnisse, die
einer ressourceneffizienten Nutzung von Ressourcen entgegen stehen, der Rolle, die der Staat bei deren
Uberwindung spielen soll und damit auch der entsprechenden Handlungsansitze. So ergeben sich je-
weils unterschiedliche strategische Ansatzpunkte. Wird das Fehlen an Technologien als Haupthemmnis
angesehen, ergibt sich daraus die Notwendigkeit zur Innovationsférderung; werden dagegen externe
Effekte als zentrales Hemmnis identifiziert, konnen durch Preissignale Anreize fiir Ressourceneffizienz
geschaffen werden. Sind es Informationsdefizite oder Einstellungen, die der effizienten und schonenden
Verwendung von Materialien entgegenstehen, erscheinen aus dieser Perspektive persuasive Instrumen-
te als zentraler Ansatzpunkt. Fiir andere besteht das Haupthemmnis offenbar darin, dass die Marktteil-
nehmer nicht hinreichend koordiniert sind, bzw. Méglichkeiten bestehen, zu Lasten der Umwelt Res-
sourcen zu ibernutzen und daraus Wettbewerbsvorteile zu erziehen. Aus dieser Perspektive ist Nor-
mungen oder Ordnungsrecht ein geeigneter Ansatzpunkt. Ein weiterer Ansatzpunkt zielt darauf, Giber
die AuRenwirtschaft den Absatz von ressourceneffizienten Technologien zu erhéhen, um so Skaleneffek-
te zu erzielen und negative 6kologische Effekte, die vor allem bei der Extraktion von Rohstoffen im Aus-
land entstehen, zu verringern.

Viele der in ProgRess genannten Instrumente haben auf den ersten Blick einen breiten Unterstitzer-
kreis. Allerdings unterscheiden sich haufig die Forderungen nach der konkreten Ausgestaltung der Poli-
tikinstrumente. Hier geht es in der Regel um die Frage der Verbindlichkeit: soll ein Instrument freiwilli-
gen Charakter haben oder gesetzlich festgeschrieben werden? (Bsp. RE-Kriterien in die 6ffentliche Be-
schaffung, Zertifizierung der Rohstoffextraktion etc.). Die Positionen sind dabei recht klar zwischen In-
dustrie auf der einen Seite, und Umwelt-NGOs, den wissenschaftlichen (umweltpolitischen) Beratungs-
gremien der Bundesregierung, und dem Sondervotum der Bundestagsenquete ,, Wachstum, Wohlstand,
Lebensqualitat” auf der anderen Seite zu verorten. Die Notwendigkeit fir verbindliche Regeln wird von
den Beflirwortern damit begriindet, dass durch Freiwilligkeit die erforderlichen Veranderungen, um zu
einem nachhaltigen Umgang mit Ressourcen zu gelangen, nicht zu erreichen waren. Auf der anderen
Seite wird argumentiert, dass MaBnahmen zur Steigerung der Ressourceneffizienz schon aus Eigeninitia-
tive der Unternehmen entwickelt und verbindliche Vorschriften das Marktgeschehen negativ beein-
trachtigen wirden.
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In vielen Kategorien gehen die Instrumentenvorschldge fiir eine Ressourcenpolitik Gber die in ProgRess
genannten Instrumente hinaus. In der Mehrzahl der Falle sind dies Instrumente, die einen weit grolReren
staatlichen Eingriff darstellen wiirden, als die in ProgRess vorgesehenen Instrumente es vorsehen (z.B.
Ressourcensteuern, Verbote und verbindliche Quoten). Von Akteuren aus dem Bereich Unternehmen
und Unternehmensverbanden werden diese weiterfiihrenden Instrumente haufig explizit abgelehnt.

Jedoch sind die Positionen insbesondere unter Unternehmen und Unternehmensverbanden nicht ein-
heitlich. So fordern beispielsweise einige Unternehmensverbande die Integration von RE-Aspekten in die
Normung, in die 6ffentliche Beschaffung oder beflirworten Produktinformationssysteme, dagegen wird
dies von anderen Akteuren aus der Akteursgruppe u.a. mit Verweis auf den erhéhten Aufwand abge-
lehnt.

Fir die Fortschreibung von ProgRess konnen die Begriindungen der Akteure fiir oder gegen bestimmte
Instrumente eine Orientierung bieten, durch welche Akteure Unterstiitzung zu erwarten ist und welche
Bedenken beriicksichtigt werden sollten, um Kompromisse zu finden. Die weiterflihrenden Vorschlage

ergeben ein Repertoire an Politikinstrumenten, deren Anwendung ebenfalls fiir die Fortschreibung von
ProgRess gepriift werden kann.
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5. Analyseraster

Akteur X

Dokumente X, Y

AuRerungen zu konkreten RE-Instrumenten

Begriindung

Eigene Vorschlage

Fremde Vorschlage
(Beflirwortung)

Fremde Vorschlage
(Ablehnung)

Mit wem zusammen
wird Vorschlag gemacht
/ auf welche anderen
Akteure wird Bezug
genommen?

34




essourcen
itik

Ausgewertete Quellen und Literatur

Ak Rohstoffe, 2013: Fir eine demokratische und global gerechte Rohstoffpolitik —
Handlungsempfehlungen deutscher Nichtregierungs organisationen an Bundesregierung und
Bundestag, Arbeitskreis Rohstoffe, u.a. Brot fiir die Welt, FOS, WEED, Oxfam uvm. September
2013.

Aurubis, 2011: AURUBIS statement on the Resource efficiency questionnaire, Aurubis (22.4.2011).
B90/Die Griinen, 2011: Griine Rohstoffstrategie., Beschluss Fraktionsklausur, 1.9.2011.

B90/Die Griinen, 2012: Anderungsantrag BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN zu dem Antrag der Fraktionen der
CDU/CSU und der FDP Deutsches Ressourceneffizienzprogramm — Ein Baustein fiir nachhaltiges
Wirtschaften, Bundestags-Drucksache 17/8575.

BAK, 2011: Stellungnahme der Bundesarchitektenkammer zum Entwurf fiir ein Deutsches
Ressourceneffizienzprogramm (ProgRess) des Bundesministeriums fir Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit (BMU), Bundesarchitektenkammer (7.4.2011).

BaWii, 2013: Eine Frage der Effizienz — im globalen Wettbewerb und im Rahmen der Energiewende:
Ressourcenverbrauch, betrieb - liche Materialeffizienz und die Steigerung der
Rohstoffproduktivitat in Baden-Wiirttemberg. Stellungnahme des Ministeriums fiir Umwelt, Klima
un, Landtag von Baden-Wirttemberg 15. Wahlperiode. Drucksache 15/ 4478. 11. 12. 2013.

BDE/VOEB, 2014: Kreislaufe schlieRen. Ressourcen schonen. Wirtschaftsstandort Europa stérken,
Bundesverband der Deutschen Entsorgungs-, Wasser- und Rohstoffwirtschaft; Verband
Osterreichischer Entsorgungsbetriebe, September 2014.

BDI, 2011a: BDI - Ressourceneffizienz und Wettbewerbsfahigkeit gehéren zusammen. BDI zum aktuellen
»EU-Fahrplan fir ein ressourcenschonendes Europa“ vom 20. September 2011, Bundesverband der
deutschen Industrie (25.11.2011).

BDI, 2011b: BDI zum Entwurf eines Deutschen Ressourceneffizienzprogramms (ProgRess),
Bundesverband der deutschen Industrie (24.5.2011).

BDI, 2014: Recycling in Rohstoffpartnerschaften. Chancen und Herausforderungen, Bundesverband der
deutschen Industrie. Abteilung Sicherheit und Rohstoffe.

BDI, 2015: Anforderungen an eine ganzheitliche und nachhaltige Rohstoffpolitik. BDI-Grundsatzpapier
zur Rohstoffpolitik im 21. Jahrhundert,.

BITKOM, 2011: Stellungnahme zum Arbeitsentwurf der Bundesregierung zu einem Deutschen
Ressourceneffizienz-programm (ProgRess), Bundesverband Informationswirtschaft,
Telekommunikation und neue Medien e.V. (19.4.2011).

CDU/CSU & FDP, 2012: Antrag: Deutsches Ressourceneffizienzprogramm - Ein Baustein fir nachhaltiges
Wirtschaften., Fraktion der CDU/CSU und Fraktion der FDP; Drucksache 17/8575 (7.2.2012).

35



essourcen
itik

DIHK, 2012a: Entwurf des BMU fiir ein Deutsches Ressourceneffizienzprogramm (ProgRess) - Programm
zum Schutz natiirlicher Ressourcen in einer 6kologisch-sozialen Marktwirtschaft,.

DIHK, 2012b: Stellungnahme zum EU-Fahrplan: EU-Parlament fordert mehr Einsatz fir
Ressourceneffizienz, Deutscher Industrie- und Handelskammertag (4.6.2012).

DNR, 2011: Stellungnahme des DNR zum Entwurf BMU Deutsches Ressourceneffizienzprogramm,
Deutscher Naturschutzring (2.11.2011).

DNR, 2014: Ressourcenpolitik: Zeit, alte Zopfe abzuschneiden. Eine Reform des deutschen Bergrechts ist
langst Giberfallig, umwelt aktuell, November 2014.

DST/Deutscher Landkreistag/DtStGB, 2014: Forderungen an das neugewahlte Européische Parlament,
10.4.2014.

EEIC, 2014: Electronic Industry Citizenship Coalition® Code of Conducts, Version 5.0 (2014).

Effizienz-Agentur NRW, 2006: Ressourceneffizienz. Strategie flir umweltgerechtes Wirtschaften.,
Effizienz-Agentur Nordrhein-Westfalen.

FoEE, 2013: Less is more. Resource efficiency through waste collection, recycling and reuse of
aluminium, cotton and lithium in Europe, Friends of the Earth Europe.

FOEE/EEB, 2011: Resource Efficiency Roadmap: Real actions to create real change, Friends of the Earth
Europe (April 2011).

FOES, 2012: FOS kritisiert deutsches Ressourceneffizienzprogramm - Richtig im Ansatz, unzureichend in
der Umsetzung, Pressemitteilung vom 8.3.2012, Forum Okologisch-Soziale Makrtwirtschaft.

HDB, 2013: Bundestagswahl 2013. Deutschland vor der Wahl — Investieren statt blockieren,
Parlamentarierbrief Juni 2013.

HDB/ZDB, 2015: Gemeinsame Presseinfo von HDB und ZDB, Hauptverbandes der Deutschen
Bauindustrie; Zentralverbandes Deutsches Baugewerbes. 14.1.2015.

IG BCE, 2011: Ressourceneffizienz in der Industrie aus Sicht der IG BCE. Informationen zur
Industriepolitik, Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie. September 2011.

IG BCE/VCI/BAVC, 2013: Nachhaltigkeitsinitiative Chemie® geht an den Start, Pressemitteilung; IG
Bergbau, Chemie, Energie, Verband der Chemischen Industrie, Bundesarbeitgeberverband Chemie.

IG Metall, 2009: Ressourceneffizienz erhéhen und Arbeitsplatze sichern. Ein Leitfaden flr Betriebsréte,
Herausgeber: IG Metall Vorstand; erstellt vom Wuppertal Institut.

Jacob, Klaus/Miinch, Lisa/Werland, Stefan, 2014: Indikatoren der Ressourcenpolitik — Akteursanalyse
von Interessen und Betroffenheit, Berlin, abrufbar unter: http://www.ressourcenpolitik.de.

Jacob, Klaus/Werland, Stefan/Miinch, Lisa, 2013: Analyse der Debatten der Ressourceneffizienzpolitik in
Deutschland: Erwartungen, Positionen und Konflikte der Ressourcenpolitik., Debattenanalyse im
Projekt Ressourcenpolitik: Analyse der ressourcenpolitischen Debatte und Entwicklung von
Politikoptionen (PolRess). www.ressourcenpolitik.de.

36



essourcen
itik

Kristof, Kora/Hennicke, Peter, 2010: Kernstrategien einer erfolgreichen Ressourcenpolitik und die zu
ihrer forcierten Umsetzung vorgeschlagenen Instrumente. Abschlussbericht zu AP7,.

LINKE, 2012: Plenarprotokoll. Tagesordnungspunkt 9: Deutsches Ressourceneffizienzprogramm - Ein
Baustein fiir nachhaltiges Wirtschaften, Deutscher Bundestag, 165. Sitzung; Plenarprotokoll
17/165; MdB Bulling-Schréter (8.3.2012).

Misereor, 2013: Menschenrechtliche Probleme im peruanischen Rohstoffsektor und die deutsche
Mitverantwortung, Bischofl iches Hilfswerk MISEREOR e.V.

NABU, 2011: Schwacher EU-Plan zur Ressourceneffizienz Deutschland muss Vorreiterrolle Gibernehmen,
Naturschutz aktuell - NABU-Pressedienst, 19.09.2011.

NRW, 2014: Okologischer Abfallwirtschaftsplan (OAWP). Die wichtigsten Fragen und Antworten,
11.3.2014.

NRW, n.d.: Die NRW-Umweltwirtschaftsstrategie, Ministerium fiir Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft,
Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen. Website.

ProgRess, 2012: Deutsches Ressourceneffizienzprogramm (ProgRess),.

RNE, 2011: Wie Deutschland zum Rohstoffland wird. Empfehlungen des Rates fiir Nachhaltige
Entwicklung an die Bundesregierung,.

RNE, 2014: In den ersten 100 Tagen: Fir eine Richtungsentscheidung zur Nachhaltigkeitspolitik.
Empfehlung an die Bundesregierung Berlin, 29. Januar 2014, Rat fiir nachhaltige Entwicklung.

SPD, 2012a: Deutsches Ressourceneffizienzprogramm — Ein Baustein fiir nachhaltiges Wirtschaften.
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses fir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(16. Ausschuss), Drucksache 17/8875; 06. 03. 2012.

SPD, 2012b: Plenarprotokoll. Tagesordnungspunkt 9: Deutsches Ressourceneffizienzprogramm - Ein
Baustein fiir nachhaltiges Wirtschaften, Deutscher Bundestag, 165. Sitzung; Plenarprotokoll
17/165; MdB Bollmann (8.3.2012).

SRU, 2012: Umweltgutachten 2012: Verantwortung in einer begrenzten Welt, Sachverstandigenrat fur
Umweltfragen.

UBA, 2013: Ressourcenschutzrecht, Position. Dezember 2013.

Umweltministerium BaWii, 2013: Eine Frage der Effizienz — im globalen Wettbewerb und im Rahmen der
Energiewende: Ressourcenverbrauch, betriebliche Materialeffizienz und die Steigerung der
Rohstoffproduktivitdt in Baden-Wirttemberg, Antrag der Abg. Ulrich Miiller u. a. CDU und
Stellungnahme des Ministeriums fiir Umwelt, Klima und Energiewirtschaft; Drucksache 15 / 4478;
11.12.2013.

VClI, 2011: Contribution of VCI to the Consultation on a Roadmap for a resource-efficient Europe,
Verband der Chemischen Industrie e.V.

37



ourcen
itik
V(CI, 2012: Die Beitrage der Chemie zu den kommenden Megatrends. Factbook 05: Die Formel

Ressourceneffizienz.,.

VCI/DIB, 2014: Forschungs- und technologiepolitische Empfehlungen der chemischen und
biotechnischen Industrie zur Ressourceneffizienz und zur Rohstoffbasis im Wandel, Verband der
Chemischen Industrie e.V.; Deutsche Industrievereinigung Biochemie; 1. Februar 2014.

VDI-ZRE, 2011: Konsultation zum Fahrplan fiir ein ressourcenschonendes Europa. Entwurf fiir eine

zusammengefasste Kurzantwort in Textform des VDI ZRE, Verein Deutscher Ingenieure - Zentrum

Ressourceneffizienz; 2.4.2011.

VDMA, 2012: Umweltpolitische Forderungen des VDMA. Nachhaltige Industriepolitik, VDMA Technik
und Umwelt.

VDMA, 2013: Ressourceneffizienz, ArgumentierBAR Argumentationshilfen aus dem VDMA. Mai 2013.

VDMA, 2014a: Erfolge nicht verspielen! Gemeinsame wirtschaftspolitische Positionen des deutschen
Maschinen- und Anlagenbaus 2014, Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V.

VDMA, 2014b: Maschinenbau: Kompetent im Umweltschutz, KurzPosition fiir Politik und
Wirtschaft.Hauptstadtbiiro 7/2014.

VDMA, 2014c: Unser gemeinsames Ziel ist eine starke Industrie. Wo Europa besser werden muss:
Unternehmer erzahlen aus ihrem Alltag, VDMA European Office. September 2014.

VZ0, 2011: Recommendation for an efficient contribution of SME companies to greater resource

efficiency within the supply chain of metal finishing by focusing on interdisciplinary branches like

surface finishing, Zentralverband Oberflachentechnik (22.4.2011).

WWIL Enquete, 2013: Entwurf des Gesamtberichts der Enquete-Kommission ,Wachstum, Wohlstand,
Lebensqualitdt — Wege zu nachhaltigem Wirtschaften und gesellschaftlichem Fortschritt in der
Sozialen Marktwirtschaft”, Deutscher Bundestag. Kommissionsdrucksache 17(26)123. 8.4.2013.

ZDB, 2013: ZDB-Positionen zur Kreislaufwirtschaft Bau, Zentralverband des Deutschen Baugewerbes.
Ausgabe 9 / November / 2013.

38



	1. Einleitung und Ziel der Akteursanalyse
	2. Methode
	2.1. Welche Akteure und Akteursgruppen wurden betrachtet?
	3. Positionen zu Instrumenten der Ressourcenpolitik
	3.1. … zur Rohstoffextraktion, -aufbereitung und -handel
	3.2. … der Produktgestaltung
	3.3. … zu Produktionsprozessen
	3.4. … für Nachfrage / Konsum / Nutzung
	3.5. … für Entsorgung / Recycling
	3.6. … für Management / Unternehmensberichterstattung
	3.7. … sonstige Instrumente (Internationales, Institutionen, Rechtliches)
	4. Fazit
	5. Analyseraster
	5.1. Ausgewertete Quellen und Literatur

